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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung einer Repräsentativstatistik über die
Bevölkerung und den Arbeitsmarkt sowie die Wohnsituation der Haushalte
(Mikrozensusgesetz 2005 – MZG 2005)

A. Problem und Ziel

Seit 1957 werden Erhebungen über die Bevölkerung und den Arbeitsmarkt in
der Bundesrepublik Deutschland auf Stichprobenbasis durchgeführt. Das gel-
tende Mikrozensusgesetz ordnet Erhebungen bis einschließlich 2004 an.

Die Ergebnisse des Mikrozensus über die wirtschaftliche und soziale Lage der
Bevölkerung, Familien und Haushalte sowie den Arbeitsmarkt werden auch
weiterhin als Informationsbasis für Politik, Verwaltung, Wirtschaft und Wissen-
schaft benötigt.

Zur Fortführung des Mikrozensus ist daher ein Anschlussgesetz erforderlich.

Die Durchführung des Mikrozensus erfolgt gemeinsam mit der Stichproben-
erhebung über Arbeitskräfte in der Gemeinschaft. Durch die Verordnung (EG)
Nr. 1991/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Oktober
2002 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 577/98 des Rates zur Durchfüh-
rung einer Stichprobenerhebung über Arbeitskräfte in der Gemeinschaft sind
alle Mitgliedstaaten verpflichtet, die Arbeitskräftestichprobe als kontinuierlich
über das Jahr verteilte Erhebung mit gleitender Berichtswoche durchzuführen.
Deutschland muss diese Umstellung ab dem Jahr 2005 vornehmen und künftig
vierteljährliche und jährliche Ergebnisse aus der Arbeitskräftestichprobe an das
Statistische Amt der Europäischen Gemeinschaften (Eurostat) liefern.

Um die Erhebungen weiterhin gemeinsam durchführen zu können, ist auch die
Umstellung des Mikrozensus von einer jährlichen auf eine unterjährige Er-
hebung erforderlich.

Durch die gemeinsame Durchführung beider Statistiken werden mehrere
getrennte Erhebungen vermieden, was sowohl die Befragten entlastet als auch
erhebliche Kosten spart.

B. Lösung

Der Gesetzentwurf sieht die Fortführung des Mikrozensus für weitere acht
Jahre vor. Er trägt veränderten Rahmenbedingungen sowie Änderungen des
Informationsbedarfs Rechnung.

Eine wesentliche Änderung des Mikrozensus ist die oben dargestellte Umstel-
lung auf eine unterjährige Erhebung.
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Im Hinblick auf eine Vereinfachung der Statistik wird davon abgesehen, wie im
bisherigen Gesetz sämtliche Merkmalsausprägungen detailliert zu regeln; es
werden nur noch die einzelnen Merkmale des Erhebungsprogramms bestimmt.
Dem Gebot der Normenklarheit wird dennoch ausreichend Rechnung getragen,
da die einzelnen Merkmale auch ohne Auflistung der einzelnen Ausprägungen
so hinreichend bestimmt sind, dass die befragten Personen Inhalt und Umfang
der ihnen obliegenden Auskunftserteilung erkennen können.
Zudem wird eine Ermächtigung für das Bundesministerium des Innern zum
Erlass einer zustimmungsbedürftigen Rechtsverordnung aufgenommen, die es
erlaubt, schneller auf einen sich ändernden Datenbedarf reagieren zu können.

C. Alternativen
Keine

D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte
1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand
Keine

2. Vollzugsaufwand
Nach einer mit den statistischen Ämtern der Länder abgestimmten Kosten-
kalkulation des Statistischen Bundesamtes entstehen bei Bund und Ländern für
die Durchführung dieses Gesetzes einschließlich der Stichprobenerhebungen
über Arbeitskräfte in der Europäischen Union jährliche Kosten in Höhe von
insgesamt 21 559 330 Euro, davon entfallen auf den Bund 1 913 700 Euro, auf
die Länder 19 645 630 Euro. Einmalig entstehen Anlaufkosten und Kosten für
die Verbundprogrammierung bei Bund und Ländern in Höhe von 3 823 500
Euro.
Die jährlichen Mehrkosten betragen für den Bund 1 313 600 Euro, für die Län-
der 2 876 220 Euro. Diese Mehrkosten beruhen im Wesentlichen auf der
EU-bedingten Umstellung der europäischen Arbeitskräftestichprobenerhebung
von einem jährlichen auf einen unterjährigen Turnus. Durch die Anpassung des
Mikrozensus von einer jährlichen auf eine unterjährige Erhebung wird auch
künftig die gemeinsame Durchführung ermöglicht, die kostengünstiger als zwei
separate Erhebungen ist.

E. Sonstige Kosten
Durch das Gesetz entstehen für die Wirtschaft, insbesondere für mittelstän-
dische Unternehmen, keine Kosten.
Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreis-
niveau, sind nicht zu erwarten.
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Anlage 1

Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung einer Repräsentativstatistik über die
Bevölkerung und den Arbeitsmarkt sowie die Wohnsituation der Haushalte
(Mikrozensusgesetz 2005 – MZG 2005)

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das
folgende Gesetz beschlossen:

§ 1
Art und Zweck der Erhebung

(1) Über die Bevölkerung und den Arbeitsmarkt sowie
die Wohnsituation der Haushalte werden in den Jahren 2005
bis 2012 Erhebungen auf repräsentativer Grundlage (Mikro-
zensus) als Bundesstatistik durchgeführt.

(2) Zweck des Mikrozensus ist es, statistische Angaben
in tiefer fachlicher Gliederung über die Bevölkerungsstruk-
tur, die wirtschaftliche und soziale Lage der Bevölkerung,
der Familien und der Haushalte, den Arbeitsmarkt, die be-
rufliche Gliederung und die Ausbildung der Erwerbsbevöl-
kerung sowie die Wohnverhältnisse bereitzustellen.

§ 2
Erhebungseinheiten und Stichprobenauswahl

(1) Erhebungseinheiten sind Personen, Haushalte und
Wohnungen. Sie werden auf der Grundlage von Flächen
oder vergleichbaren Bezugsgrößen (Auswahlbezirke) aus-
gewählt, die durch mathematische Zufallsverfahren be-
stimmt werden. Jährlich wird mindestens ein Viertel der
Auswahlbezirke durch neu in die Auswahl einzubeziehende
Auswahlbezirke ersetzt.

(2) Einen Haushalt bilden alle Personen, die gemeinsam
wohnen und wirtschaften. Wer allein wohnt oder allein wirt-
schaftet, bildet einen eigenen Haushalt. Personen mit meh-
reren Wohnungen werden in jeder ausgewählten Wohnung
einem Haushalt zugeordnet.

§ 3
Periodizität

Die Erhebung wird gleichmäßig über die Kalender-
wochen verteilt durchgeführt. In jedem Auswahlbezirk wird
die Erhebung jährlich nur einmal in bis zu vier aufeinander-
folgenden Jahren durchgeführt.

§ 4
Erhebungsmerkmale

(1) Folgende Erhebungsmerkmale werden jährlich ab
2005 mit einem Auswahlsatz von 1 Prozent der Bevölke-
rung erfragt:
1. Gemeinde; Gemeindeteil; leerstehende Wohnung; Bau-

altersgruppe der Wohnung; Nutzung der Wohnung als
alleinige Wohnung, Haupt- oder Nebenwohnung; Zahl
der Haushalte in der Wohnung und der Personen im
Haushalt; Wohnungs- und Haushaltszugehörigkeit sowie
Familienzusammenhang; Wohn- und Lebensgemein-
schaft; für allein wohnende volljährige Personen: Le-
benspartner außerhalb des Haushalts; Veränderung der
Haushaltsgröße und -zusammensetzung seit der letzten
Befragung; Geschlecht; Geburtsjahr und -monat; Fami-

lienstand; Eheschließungsjahr; Aufenthaltsdauer; Staats-
angehörigkeiten;

2. für eingebürgerte Personen:
ehemalige Staatsangehörigkeit, Jahr der Einbürgerung;

3. Art des überwiegenden Lebensunterhaltes; Art der öf-
fentlichen Renten oder Pensionen untergliedert nach ei-
gener oder Witwen-, Waisenrente, -pension; Art der
sonstigen öffentlichen und privaten Einkommen; Höhe
des monatlichen Nettoeinkommens sowie des monatli-
chen Haushaltsnettoeinkommens nach Einkommens-
klassen in einer Staffelung von mindestens 150 Euro;

4. Art des Rentenversicherungsverhältnisses zur Zeit der
Erhebung;

5. Besuch von Kindergarten, -krippe oder -hort in den letz-
ten vier Wochen, Besuch von Schule, Hochschule in den
letzten vier Wochen und im letzten Jahr sowie Art der
besuchten Schule oder Hochschule; Fachrichtung dieser
Schul- oder Hochschulausbildung;

6. höchster Schulabschluss an allgemein bildenden Schulen
und, falls kein beruflicher oder Hochschulabschluss vor-
handen ist, Jahr des Abschlusses; höchster beruflicher
Ausbildungs- und Hochschulabschluss, Fachrichtung
und Jahr des höchsten beruflichen Ausbildungs- oder
Hochschulabschlusses;

7. Teilnahme an Lehrveranstaltungen in den letzten vier
Wochen und im letzten Jahr; Gesamtdauer der Lehrver-
anstaltungen in den letzten vier Wochen nach Stunden
und im letzten Jahr nach Stunden, Tagen oder Wochen;
Zweck dieser Lehrveranstaltungen und Fachrichtung der
letzten Lehrveranstaltung;

8. regelmäßige oder gelegentliche Tätigkeit; geringfügige
Beschäftigung; Arbeitsuche;

9. für Erwerbstätige:
Wirtschaftszweig des Betriebes; Betriebsgröße; Lage der
Arbeitsstätte; Erwerbstätigkeit zu Hause; ausgeübter Be-
ruf sowie Stellung im Beruf; Berufswechsel; Gründe des
Berufswechsels; Jahr und Monat des Beginns der Tätig-
keit beim derzeitigen Arbeitgeber oder als Selbständiger;
normalerweise geleistete wöchentliche Arbeitszeit und
tatsächlich in der Berichtswoche geleistete Arbeitszeit
sowie arbeitsmarktbezogene und andere Gründe für den
Unterschied; Vollzeit- oder Teilzeittätigkeit; Ursachen
einschließlich der arbeitsmarktbezogenen Gründe für
Teilzeittätigkeit; befristeter oder unbefristeter Arbeits-
vertrag; Ursachen eines befristeten Arbeitsvertrages; Ge-
samtdauer der befristeten Tätigkeit; Schichtarbeit; Sams-
tags-, Sonntags-, Feiertagsarbeit; Nachtarbeit; durch-
schnittlich je Nacht geleistete Arbeitsstunden; Abendar-
beit; zweite Erwerbstätigkeit;
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10. bei zweiter Erwerbstätigkeit:
regelmäßige oder gelegentliche Tätigkeit; Wirtschafts-
zweig des Betriebes; ausgeübter Beruf sowie Stellung
im Beruf; normalerweise geleistete wöchentliche Ar-
beitsstunden; tatsächlich in der Berichtswoche geleis-
tete Arbeitsstunden;

11. für Arbeitslose und Arbeitsuchende:
Bezug von Arbeitslosengeld, -hilfe; Art, Anlass und
Dauer der Arbeitsuche; Art und Umfang der gesuchten
Tätigkeit; Zeitspanne des letzten Kontakts mit einer
Arbeitsvermittlung; Verfügbarkeit für eine neue Ar-
beitsstelle; Gründe für die Nichtverfügbarkeit; Er-
werbs- oder sonstige Tätigkeit vor der Arbeitsuche;

12. für Nichterwerbstätige:
frühere Erwerbstätigkeit; Zeitpunkt der Beendigung
sowie Gründe für die Beendigung der letzten Tätigkeit;
Wirtschaftszweig, ausgeübter Beruf und Stellung im
Beruf der letzten Tätigkeit; arbeitsmarktbezogene und
andere Gründe für die Nichtarbeitsuche;

13. für Nichterwerbspersonen:
Wunsch nach einer Erwerbstätigkeit; Verfügbarkeit für
die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit; Gründe für die
Nichtverfügbarkeit;

14. Einbruchdiebstahl oder -versuch in die Wohnung in-
nerhalb der letzten zwölf Monate;

15. Situation ein Jahr vor der Erhebung:
Wohnsitz; Nichterwerbstätigkeit, Erwerbstätigkeit und
Stellung im Beruf, Wirtschaftszweig.

(2) Folgende Erhebungsmerkmale werden ab 2005 im
Abstand von vier Jahren erfragt:
1. mit einem Auswahlsatz von 0,5 Prozent der Bevölke-

rung:
a) Bestehen und Höhe einer Lebensversicherung nach

Versicherungssummenklassen;
b) für Erwerbstätige:

Art der geleisteten Schichtarbeit; Art der betriebli-
chen Altersversorgung; vermögenswirksame Leis-
tungen und angelegter Gesamtbetrag;

c) Dauer einer Krankheit oder Unfallverletzung; Art des
Unfalls; Art der Behandlung; Krankheitsrisiken; Kör-
pergröße und Gewicht; amtlich festgestellte Behin-
derteneigenschaft; Grad der Behinderung; Hilfeleis-
tungsmöglichkeiten im Falle von schwerer Krankheit
oder Pflegebedürftigkeit;

2. mit einem Auswahlsatz von 1 Prozent der Bevölkerung:
a) Staatsangehörigkeit der Eltern, sofern sie ab 1960 ih-

ren dauernden Aufenthalt in Deutschland haben oder
hatten, Zuzugsjahr sowie, falls eingebürgert, ehema-
lige Staatsangehörigkeit;

b) für Frauen von 45 bis 65 Jahren:
Zahl der geborenen Kinder.

(3) Folgende Erhebungsmerkmale werden ab 2006 mit
einem Auswahlsatz von 1 Prozent der Bevölkerung im Ab-
stand von vier Jahren erfragt:
1. Art und Größe des Gebäudes mit Wohnraum; Baualters-

gruppe; Fläche der gesamten Wohnung sowie Zahl der
Räume; Nutzung der Wohnung als Eigentümer, Haupt-

mieter oder Untermieter; Eigentumswohnung; Einzugs-
jahr des Haushalts; Ausstattung der Wohnung mit Heiz-
und Warmwasserbereitungsanlagen nach einzelnen
Energieträgersystemen; Ausstattung der Wohnung mit
Bad, Dusche und WC;

2. bei Mietwohnungen:
Höhe der monatlichen Miete und der anteiligen Betriebs-
und Nebenkosten; Ermäßigung, Verbilligung oder Weg-
fall der Miete; Sozialwohnung.
(4) Folgende Erhebungsmerkmale werden ab 2007 mit

einem Auswahlsatz von 1 Prozent der Bevölkerung im Ab-
stand von vier Jahren erfragt:
1. Zugehörigkeit zur gesetzlichen Krankenversicherung

nach Kassenarten, Zugehörigkeit zur privaten Kranken-
versicherung sowie sonstiger Anspruch auf Krankenver-
sorgung; Art des Krankenversicherungsverhältnisses;
zusätzlicher privater Krankenversicherungsschutz;

2. für Erwerbstätige:
überwiegend ausgeübte Tätigkeit; Betriebs-, Werksabtei-
lung; Stellung im Betrieb; normalerweise geleistete wö-
chentliche Arbeitstage; tatsächlich in der Berichtswoche
geleistete Arbeitstage;

3. bei zweiter Erwerbstätigkeit:
normalerweise geleistete wöchentliche Arbeitstage; tat-
sächlich in der Berichtswoche geleistete Arbeitstage.
(5) Folgende Erhebungsmerkmale werden ab 2008 mit

einem Auswahlsatz von 1 Prozent der Bevölkerung im Ab-
stand von vier Jahren erfragt:
1. für Schüler, Studenten und Erwerbstätige:

Gemeinde, von der aus der Weg zur Arbeits- oder Aus-
bildungsstätte vorwiegend angetreten wird; Lage der Ar-
beits- oder Ausbildungsstätte; hauptsächlich benutztes
Verkehrsmittel; Entfernung und Zeitaufwand für den
Weg zur Arbeits- oder Ausbildungsstätte;

2. für Ausländer:
Zahl und Alter der im Ausland lebenden Kinder; im
Ausland lebender Ehegatte oder im Ausland lebende El-
tern.

§ 5
Hilfsmerkmale

(1) Hilfsmerkmale sind:
1. Vor- und Familiennamen der Haushaltsmitglieder;
2. Telekommunikationsnummern;
3. Straße, Hausnummer, Lage der Wohnung im Gebäude;
4. Vor- und Familienname des Wohnungsinhabers oder der

Wohnungsinhaberin;
5. Name der Arbeitsstätte.

(2) Das Hilfsmerkmal nach Absatz 1 Nr. 5 darf nur zur
Überprüfung der Zuordnung der Erwerbstätigen zu Wirt-
schaftszweigen verwendet werden.

§ 6
Erhebungsbeauftragte

(1) Für die Erhebungen sollen Erhebungsbeauftragte
nach § 14 des Bundesstatistikgesetzes eingesetzt werden.
Auf Verlangen der Erhebungsbeauftragten sind ihnen die
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Angaben zur Zahl der Haushalte in einer Wohnung, zur
Zahl der Personen im Haushalt und zu den Hilfsmerkmalen
nach § 5 Abs. 1 Nr. 1, 3 und 4 mündlich mitzuteilen. Die Er-
hebungsbeauftragten dürfen diese Angaben selbst in die Er-
hebungsunterlagen eintragen oder elektronisch erfassen.
Das gilt auch für weitere Eintragungen in die Erhebungsun-
terlagen, soweit die Auskunftspflichtigen einverstanden
sind.

(2) Soweit die Erhebungsbeauftragten ehrenamtlich ein-
gesetzt werden, erhalten sie für ihre Tätigkeit eine Auf-
wandsentschädigung im Sinne des § 3 Nr. 12 Satz 2 des
Einkommensteuergesetzes.

§ 7
Auskunftspflicht

(1) Für die Erhebungen besteht Auskunftspflicht, soweit
in Absatz 4 nichts anderes bestimmt ist.

(2) Auskunftspflichtig sind:
1. zu den Erhebungsmerkmalen nach § 4 Abs. 1 Nr. 1

bis 14, Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b, Abs. 2 Nr. 2 Buch-
stabe a, Abs. 4 sowie den Hilfsmerkmalen nach § 5
Abs. 1 Nr. 1, 3 und 5 alle Volljährigen oder einen eige-
nen Haushalt führenden Minderjährigen, auch für min-
derjährige Haushaltsmitglieder und für volljährige Haus-
haltsmitglieder, die wegen einer Behinderung nicht
selbst Auskunft geben können; in Gemeinschafts- und
Anstaltsunterkünften ist für Minderjährige und für voll-
jährige Personen, die wegen einer Behinderung nicht
selbst Auskunft geben können, die Leitung der Einrich-
tung auskunftspflichtig; die Auskunftspflicht für Min-
derjährige oder die Personen, die wegen einer Behinde-
rung nicht selbst Auskunft geben können, erstreckt sich
nur auf die Sachverhalte, die dem Auskunftspflichtigen
bekannt sind; sie erlischt, soweit eine von der behinder-
ten Person benannte Vertrauensperson Auskunft erteilt;

2. zu den Erhebungsmerkmalen nach § 4 Abs. 3 sowie den
Hilfsmerkmalen nach § 5 Abs. 1 Nr. 4 die Wohnungsin-
haber, ersatzweise die nach Nummer 1 Auskunftspflich-
tigen;

3. anstelle von aus dem Auswahlbezirk fortgezogenen Aus-
kunftspflichtigen die nach Beginn der Erhebung zugezo-
genen Personen.
(3) Zu den Hilfsmerkmalen nach § 5 Abs. 1 Nr. 1, 3

und 4 sind die Angaben von den angetroffenen Auskunfts-
pflichtigen auch für andere in derselben Wohnung woh-
nende Personen mitzuteilen.

(4) Die Auskünfte über die Erhebungsmerkmale Ehe-
schließungsjahr, Wohn- und Lebensgemeinschaft sowie
Lebenspartner außerhalb des Haushalts nach § 4 Abs. 1
Nr. 1, das Erhebungsmerkmal vermögenswirksame Leistun-
gen und angelegter Gesamtbetrag nach § 4 Abs. 2 Nr. 1
Buchstabe b sowie die Erhebungsmerkmale nach § 4 Abs. 1
Nr. 15, Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe a und c, Abs. 2 Nr. 2 Buch-
stabe b, Abs. 5 und die Hilfsmerkmale nach § 5 Abs. 1 Nr. 2
sind freiwillig.

§ 8
Trennung und Löschung

(1) Die Hilfsmerkmale nach § 5 sind von den Erhebungs-
merkmalen unverzüglich jeweils nach Abschluss der Plau-
sibilitätsprüfung zu trennen und gesondert aufzubewahren.

(2) Die Erhebungsunterlagen einschließlich der Hilfs-
merkmale sind spätestens nach Abschluss der Aufbereitung
der jeweils letzten aufeinander folgenden Erhebung in ei-
nem Auswahlbezirk nach § 3 zu vernichten.

(3) Die zur Kennzeichnung statistischer Zusammenhänge
(Auswahlbezirks-, Gebäude-, Wohnungs- und Haushaltszu-
gehörigkeit) verwendeten Ordnungsnummern dürfen zu-
sammen mit den Erhebungsmerkmalen gespeichert werden.
Sie sind nach Abschluss der Aufbereitung der jeweils letz-
ten aufeinander folgenden Erhebung in einem Auswahlbe-
zirk nach § 3 zu löschen.

(4) Vor- und Familienname sowie Gemeinde, Straße,
Hausnummer und Telekommunikationsnummern der be-
fragten Personen dürfen auch im Haushaltszusammenhang
für die Durchführung von Folgebefragungen nach § 3 ver-
wendet werden. Die in Satz 1 genannten Hilfsmerkmale
dürfen auch als Grundlage für die Gewinnung geeigneter
Personen und Haushalte zur Durchführung der Statistik der
Wirtschaftsrechnungen privater Haushalte und anderer Bun-
desstatistiken auf freiwilliger Basis verwendet werden.

§ 9
Nichtanwendung der Bußgeldvorschriften

des Bundesstatistikgesetzes
Die §§ 23 und 24 des Bundesstatistikgesetzes finden

keine Anwendung.
§ 10

Datenübermittlung
Für die Durchführung der Erhebungen einschließlich ih-

rer methodischen Auswertung übermitteln die Meldebehör-
den den statistischen Ämtern der Länder auf Ersuchen fol-
gende Daten der Einwohner, die in den Auswahlbezirken
nach § 2 Abs. 1 wohnen:
1. Vor- und Familienname,
2. Geburtsjahr und -monat,
3. Geschlecht,
4. Staatsangehörigkeiten,
5. Familienstand,
6. bei mehreren Wohnungen: Hauptwohnung.

§ 11
Zusatzaufbereitungen zur Erwerbsbeteiligung

Für Zusatzaufbereitungen zur Erwerbsbeteiligung über-
mitteln die statistischen Ämter der Länder jeweils spätes-
tens zum zehnten Tag eines Monats die für den Vormonat
verfügbaren Angaben zu den Erhebungsmerkmalen nach
§ 4 Abs. 1 an das Statistische Bundesamt, das sie unverzüg-
lich zusammenstellt und die Ergebnisse veröffentlicht.

§ 12
Stichprobenerhebungen über Arbeitskräfte

in der Europäischen Union
Die Erhebungen nach diesem Gesetz und die durch die

Verordnung (EG) Nr. 577/98 des Rates vom 9. März 1998
zur Durchführung einer Stichprobenerhebung über Ar-
beitskräfte in der Gemeinschaft (ABl. EG Nr. L 77 S. 3),
zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung (EG)
Nr. 2104/2002 vom 28. November 2002 (ABl. EG Nr. L 324
S. 14), in der jeweils geltenden Fassung angeordneten Stich-
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probenerhebungen über Arbeitskräfte werden bei den aus-
gewählten Haushalten und Personen zur gleichen Zeit mit
gemeinsamen Erhebungsunterlagen durchgeführt und ge-
meinsam ausgewertet.

§ 13
Verordnungsermächtigung

Das Bundesministerium des Innern wird ermächtigt,
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates
1. die Erhebung einzelner Erhebungsmerkmale auszuset-

zen, die Periodizität zu verlängern, Erhebungszeitpunkte
zu verschieben sowie den Kreis der zu Befragenden ein-
zuschränken, wenn die Ergebnisse nicht mehr oder nicht
mehr in der ursprünglich vorgesehenen Ausführlichkeit
oder Häufigkeit oder zu anderen Zeitpunkten benötigt
werden;

2. einzelne neue Erhebungsmerkmale einzuführen, wenn
dies zur Deckung eines geänderten Bedarfs für die in § 1
Abs. 2 genannten Zwecke erforderlich ist und durch
gleichzeitige Aussetzung anderer Merkmale eine Erwei-
terung des Erhebungsumfangs vermieden wird; die
neuen Merkmale dürfen nur die folgenden Bereiche be-
treffen:

a) Zusammensetzung und räumliche Verteilung der Be-
völkerung,

b) Haushalts- und Familienzusammenhang,

c) Erwerbs- und Nichterwerbstätigkeit,

d) Erwerbslosigkeit,

e) Lebensunterhalt und Einkommen,

f) Bildung,

g) soziale Sicherung,

h) Wohnsituation.

§ 14
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2005 in Kraft. Gleich-
zeitig treten das Gesetz über die Durchführung einer Reprä-
sentativstatistik der Bevölkerung und des Erwerbslebens
(Mikrozensus) vom 15. Juli 1975 (BGBl. I S.1909), geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. März 1980
(BGBl. I S. 294), und das Mikrozensusgesetz vom 17. Ja-
nuar 1996 (BGBl. I S. 34), geändert durch das Gesetz vom
21. Dezember 2000 (BGBl. I S. 1857), außer Kraft.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil
1. Das geltende Mikrozensusgesetz vom 17. Januar 1996

(BGBl. I S. 34), geändert durch das Gesetz vom 21. De-
zember 2000 (BGBl. I S. 1857), ordnet Erhebungen bis
2004 an. Der Gesetzentwurf sieht die Fortführung des
Mikrozensus für weitere acht Jahre vor.

Der Mikrozensus wird seit 1957 als Haushaltsstichprobe
über die Bevölkerung und den Arbeitsmarkt durchge-
führt. Seine Hauptaufgabe ist es, umfassende, aktuelle
und zuverlässige Ergebnisse über die Bevölkerungs-
struktur, die wirtschaftliche und soziale Lage der Bevöl-
kerung, der Familien und Haushalte, die Erwerbstätig-
keit, Arbeitsuche, Ausbildung und Wohnverhältnisse für
Parlamente, Regierungen und Verwaltung in Bund und
Ländern bereitzustellen. Die Ergebnisse des Mikrozen-
sus sind auch für Wissenschaft und Forschung, Wirt-
schaft sowie sonstige politische und gesellschaftliche In-
stitutionen eine wichtige Informationsquelle.

Die Gestaltung des Mikrozensus als repräsentative
Mehrzweckstichprobe ermöglicht eine vielfältige Kom-
bination seiner einzelnen Erhebungsteile und die Erfül-
lung komplexer Informationsanforderungen. Die regel-
mäßige Erhebung und die Anlage des Mikrozensus als
Verlaufserhebung erlauben es, Veränderungen der wirt-
schaftlichen und sozialen Verhältnisse schnell festzustel-
len und auch längerfristige Entwicklungen zu unter-
suchen. Aufgrund der mannigfaltigen Auswertungsmög-
lichkeiten, die der Mikrozensus als Mehrzweckstich-
probe bietet, werden nicht nur eine größere Zahl
spezieller Stichproben vermieden und auf diese Weise
die Befragten entlastet, sondern auch die Kosten redu-
ziert.

2. Die bisherige Konzeption des Mikrozensus hat sich in
ihren grundlegenden inhaltlichen, stichprobenmethodi-
schen und organisatorischen Komponenten bewährt. Der
Gesetzentwurf sieht daher eine Beibehaltung der kon-
zeptionellen Grundelemente des Mikrozensus vor.
Gleichzeitig erfolgt seine kontinuierliche Weiterent-
wicklung, mit der veränderten Rahmenbedingungen so-
wie Änderungen des Informationsbedarfs Rechnung ge-
tragen wird.

3. Eine wesentliche Änderung des Erhebungskonzepts ist
die Umstellung der bisher einmal jährlich zu einer einzi-
gen Berichtswoche durchgeführten Erhebungen auf un-
terjährige Erhebungen. Ab 2005 finden unterjährige,
kontinuierliche Erhebungen statt, die gleichmäßig über
alle Kalenderwochen des Jahres verteilt sind. Das führt
zu einer gleitenden Berichtswoche, weil sich die Befra-
gungen jeweils auf die Woche vor dem Befragungszeit-
punkt beziehen. Die in den Auswahlbezirken zu befra-
genden Haushalte werden wie bisher höchstens in vier
hintereinander liegenden Jahren in die Erhebungen ein-
bezogen. Eine Mehrfachbefragung eines Haushalts in-
nerhalb eines Jahres ist nicht vorgesehen.

Die Aufbereitung der Angaben findet quartalsweise
statt. Das bedeutet, dass ab 2005 viermal im Jahr Durch-

schnittsergebnisse für die einzelnen Quartale über die
Zusammensetzung der Bevölkerung nach demografi-
schen, erwerbswirtschaftlichen und sozialen Merkmalen
bereitgestellt werden können. Entsprechende Jahres-
durchschnittsergebnisse werden durch die Zusammen-
fassung der vier aufeinander folgenden Quartale gebil-
det.
Nach Umstellung des Mikrozensus auf eine unterjährige,
kontinuierliche Erhebung stehen mit den Quartalsergeb-
nissen somit wesentlich aktuellere Ergebnisse als bisher
zur Verfügung. Eine Ergebnispräsentation wird bereits
3 Monate (bisher 11 Monate) nach Ablauf eines Quartals
bzw. eines Jahres angestrebt und ermöglicht damit eine
schnellere Reaktion der jeweiligen Nutzer.
Zusätzlich ist nach dem neuen Konzept eine monatliche
Schnellauswertung von Arbeitsmarktdaten des Mikro-
zensus nunmehr möglich und vorgesehen, die den Be-
darf an international vergleichbaren monatlichen Ergeb-
nissen zum Arbeitsmarkt entsprechend den Kriterien der
Internationalen Arbeitsorganisation decken soll. Mit den
Schnellauswertungen werden Ergebnisse spätestens
14 Tage nach Ablauf eines Monats angestrebt.
Ein weiterer Vorteil des neuen Konzepts besteht in dem
höheren Aussagegehalt der Ergebnisse für Merkmale,
die starken saisonalen oder konjunkturellen Schwankun-
gen unterliegen (z. B. Zahl der Arbeitslosen und Er-
werbstätigen, geringfügige Beschäftigung, Ferientätig-
keiten von Schülern und Studierenden). Angaben für
solche Merkmale werden, wenn sie sich – wie bisher –
auf eine einzige Berichtswoche bzw. einen einzigen
Stichtag im Jahr beziehen, häufig über- oder unter-
schätzt. Bei unterjährigen Erhebungen, die kontinuier-
lich über das Jahr verteilt sind, werden dagegen saiso-
nale und andere kurzfristige Entwicklungen deutlich
besser berücksichtigt. Erstmals ist es auch möglich, z. B.
Ergebnisse für das Arbeitsvolumen im Quartal bzw. im
Jahr zur Verfügung zu stellen.
Insgesamt trägt der Übergang zur Unterjährigkeit der Er-
hebung einem zunehmenden Bedarf aus Politik, Verwal-
tung und Wissenschaft nach immer aktuelleren Daten
adäquat Rechnung.

4. Die Umstellung auf eine unterjährige, kontinuierliche
Erhebung dient auch der Anpassung an die veränderte
Periodizität der europäischen Arbeitskräfteerhebung.
Mit dieser EU-Arbeitskräfteerhebung sollen internatio-
nal vergleichbare Informationen über Niveau, Struktur
und Entwicklung von Erwerbstätigkeit und Arbeitslosig-
keit in den Mitgliedsstaaten ermittelt werden. Im Hin-
blick auf die erforderliche Harmonisierung sind durch
die Verordnung (EG) Nr. 1991/2002 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 8. Oktober 2002 zur Än-
derung der Verordnung (EG) Nr. 577/98 des Rates zur
Durchführung einer Stichprobenerhebung über Arbeits-
kräfte in der Gemeinschaft (ABl. EG Nr. L 308 S. 1) alle
Mitgliedstaaten ab dem Jahr 2003 verpflichtet, die Ar-
beitskräftestichprobe als kontinuierlich über das Jahr
verteilte Erhebung mit gleitender Berichtswoche durch-
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zuführen. Deutschland kann bis Ende 2004 eine Ausnah-
meregelung in Anspruch nehmen, muss die Umstellung
aber ab dem Jahr 2005 vornehmen und künftig viertel-
jährliche und jährliche Ergebnisse aus der Arbeits-
kräftestichprobe an das Statistische Amt der Europäi-
schen Gemeinschaften (Eurostat) liefern.

5. Durch diese Anpassung und die gemeinsame Durchfüh-
rung des Mikrozensus mit der EU-Arbeitskräftestich-
probe werden wie bisher mehrere getrennte Erhebungen
vermieden. Bei Durchführung einer separaten Arbeits-
kräftestichprobenerhebung würden zusätzliche Kosten
nahezu in Höhe der Kosten eines Mikrozensus anfallen.
Es entsteht somit eine beträchtliche Kosteneinsparung
sowie eine Entlastung der Befragten und der statisti-
schen Ämter des Bundes und der Länder.

6. Die Zusatzprogramme des Mikrozensus sollen weiterhin
jeweils mit vierjährlicher Periodizität erfragt werden,
d. h. jährlich wird neben dem Grundprogramm ein
wechselndes Zusatzprogramm erhoben, das sich im
Vierjahresrhythmus wiederholt.

7. Der Auswahlsatz von 1 Prozent im Grundprogramm und
für verschiedene Merkmale des Zusatzprogramms ist un-
bedingt erforderlich, um hinreichend zuverlässige Er-
gebnisse zu erhalten sowie Nachweisungen in tiefer
fachlicher und regionaler Gliederung zu ermöglichen.
Für Merkmale, bei denen auf eine tiefere Gliederung
verzichtet werden kann, ist ein Auswahlsatz von 0,5 Pro-
zent vorgesehen.

8. Um Ergebnisse zu erhalten, die die tatsächlichen Gege-
benheiten so realitätsgetreu wie möglich widerspiegeln,
ist grundsätzlich für das Grundprogramm und einen Teil
des Zusatzprogramms die Beibehaltung der Auskunfts-
pflicht erforderlich.

9. Die Bußgeldvorschriften des Bundesstatistikgesetzes
sollen, wie bereits durch das Mikrozensusgesetz 1996
angeordnet, nicht zur Anwendung kommen. Dabei wird
davon ausgegangen, dass die Antworten auch ohne
Bußgeldbewehrung erteilt werden. Soweit erforderlich,
können die statistischen Ämter der Länder als durchfüh-
rende Stellen die Auskünfte im Wege des Verwaltungs-
zwangsverfahrens gemäß den landesrechtlichen Bestim-
mungen durchsetzen.

B. Besonderer Teil
Das Mikrozensusgesetz sieht wie seine Vorläufer verschie-
dene Periodizitäten und Auswahlsätze vor. Diese Differen-
zierung resultiert aus der Abwägung der Anforderungen,
einerseits möglichst aktuelle Angaben mit hoher Genauig-
keit in tiefer, fachlicher und teilweise regionaler Unterglie-
derung zu gewährleisten und andererseits die Belastung der
Auskunftspflichtigen sowie die Kosten der Erhebung zu be-
grenzen.

Zu § 1

Zu Absatz 1

Die Durchführung des Mikrozensus wird für weitere acht
Jahre angeordnet.

Zu Absatz 2
Die Vorschrift bestimmt die wichtigsten Verwendungs-
zwecke des Mikrozensus.

Zu § 2
Zu Absatz 1
Die Vorschrift regelt, welche Erhebungseinheiten in die
Mikrozensuserhebungen einbezogen werden können und
wie ihre Auswahl erfolgt.
Die Erhebungseinheiten werden nach den Prinzipien der
Flächenstichprobe ausgewählt. Die Festlegung der Aus-
wahlbezirke erfolgt nach einem mathematischen Zufallsver-
fahren. Danach kann grundsätzlich jede Wohnung und da-
mit jeder Haushalt und jede Person mit gleicher Wahr-
scheinlichkeit in die Stichprobe gelangen.
In die Erhebung sind alle im Auswahlbezirk lebenden Per-
sonen, mit Ausnahme der Angehörigen ausländischer Streit-
kräfte, diplomatischer oder berufskonsularischer Vertretun-
gen, einzubeziehen.
Der Haushalt und die Haushaltszugehörigkeit sind wichtige
Faktoren für die Beschreibung und Analyse der sozialen
und wirtschaftlichen Verhältnisse. Sie sind daher unver-
zichtbare Elemente der Erhebung.
Die Haushaltszugehörigkeit wird nicht dadurch aufgehoben,
dass Haushaltsmitglieder aus beruflichen oder sonstigen
Gründen, z. B. gesundheitlichen, zur Zeit der Erhebung vor-
übergehend abwesend sind. Dagegen gehören nur vorüber-
gehend, z. B. besuchsweise, im Haushalt anwesende Perso-
nen nicht zum Haushalt.
Unter einer Wohnung sind nach außen abgeschlossene, zu
Wohnzwecken bestimmte, zusammenliegende Räume in
Gebäuden und bewohnten Unterkünften zu verstehen, die
die Führung eines eigenen Haushaltes ermöglichen.
Die Erhebung in den Auswahlbezirken wird kontinuierlich
durchgeführt, dabei wird jährlich mindestens ein Viertel der
Auswahlbezirke durch neu in die Stichprobe einzube-
ziehende Auswahlbezirke ersetzt. Dieses Rotationsverfah-
ren gewährleistet einen hohen Genauigkeitsgrad der Ergeb-
nisse und trägt zur Entlastung der befragten Personen und
Haushalte bei. Ferner ermöglicht es die Durchführung von
Verlaufsanalysen, d. h. die Feststellung von Veränderungen
zwischen den einzelnen Erhebungen bis zu einem Zeitraum
von vier Jahren.

Zu Absatz 2
Dieser Absatz enthält eine Definition des Haushalts. Zu den
Mehrpersonenhaushalten zählen neben den Familien auch
andere Lebens- und Wirtschaftsgemeinschaften. Mitglieder
von Wohngemeinschaften, die allein wirtschaften, bilden
dagegen einen eigenen Haushalt.

Zu § 3
Um die Belastung der Befragten möglichst gering zu halten,
wird festgelegt, dass die Erhebungen höchstens in bis zu
vier aufeinanderfolgenden Jahren im gleichen Auswahlbe-
zirk durchgeführt werden. Dabei wird jeder in die Erhebung
einbezogene Haushalt bzw. jede einbezogene Person nicht
mehr als einmal im Jahr befragt.
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Zu § 4
Zu Absatz 1
Zu Nummer 1
Die Vorschrift bestimmt die grundlegenden demografischen
Erhebungsmerkmale, die insbesondere als Basis für die
Auswertungen der anderen Erhebungsteile des Mikrozensus
dienen.
Aussagen über die Bevölkerung im Wohnungs-, Haushalts-
und Familienzusammenhang sind wesentliches Auswer-
tungsziel des Mikrozensus. Neben den traditionellen
Lebensformen sind auch neue Lebensformen zu berücksich-
tigen – wie nichteheliche und gleichgeschlechtliche Lebens-
gemeinschaften einschließlich der eingetragenen Lebens-
partnerschaften –, die in letzter Zeit immer stärker an Be-
deutung gewinnen. Bei der Betrachtung der Lebensformen
konzentriert sich der Mikrozensus bislang auf das Zusam-
menleben mit einem Ehe- oder Lebenspartner in einem ge-
meinsamen Haushalt. Gleichzeitig nimmt der Bevölke-
rungsanteil kontinuierlich zu, der ohne Ehe- oder Lebens-
partner in einem Ein- („Singles“) oder Mehrpersonenhaus-
halt lebt. Unter den „Singles“ ist diese Lebensform vor
allem unter jungen Erwachsenen und älteren Menschen ver-
breitet. Die ausbildungs- und berufsbedingt wachsende
Mobilität führt bei Verheirateten und nichtehelichen Le-
bensgemeinschaften in wachsender Zahl zu getrennten
Haushaltsführungen. In der bisherigen Erfassung im Mikro-
zensus wird dieser Personenkreis statistisch nicht zutreffend
abgebildet, weil z. B. bei Verheirateten, die allein in einem
Haushalt leben, der Eindruck entsteht, es handele sich hier-
bei um in Trennung lebende Paare. Die Aufnahme des
neuen Merkmals „Lebenspartner außerhalb des Haushalts“
beruht daher auf der Erkenntnis, dass eine zunehmende
Zahl von Personen nicht tatsächlich ohne Partner lebt, son-
dern sich unter den heutigen mobilen Lebensverhältnissen
neue Formen der Partnerschaft, auch bei getrennt lebenden
Menschen, entwickeln. Diese neuen Lebensformen sollen
wenigstens ansatzweise auch statistisch sichtbar gemacht
werden.
Angaben über die Veränderung der Haushaltsgröße und -zu-
sammensetzung seit der letzten Befragung sind erforderlich,
um Veränderungen zwischen den einzelnen Erhebungszeit-
punkten festzustellen; sie sind ein wichtiger Baustein für
Verlaufsuntersuchungen.

Zu Nummer 2
Die Zuwanderung aus dem Ausland und die Integration von
Migranten ist ein immer wichtiger werdendes politisches
Thema, zu dem bisher wesentliche Grundinformationen
fehlen. Die Angaben zur Einbürgerung sind für eine Inte-
grationsberichterstattung bedeutsam, weil über die Einbür-
gerung eine formale Integration erfolgt, die Rückschlüsse
auf die Integrationsbereitschaft dieser Migranten zulässt.

Zu Nummer 3
Zum Grundprogramm des Mikrozensus gehören wie bisher
Fragen über den Lebensunterhalt der Bevölkerung, die für
eine differenzierte Analyse der wirtschaftlichen Situation
der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten und der übri-
gen Erwerbstätigen sowie auch der Arbeitsuchenden, Rent-
ner und anderen Bevölkerungsgruppen unentbehrlich sind.

Im Hinblick auf den besonderen Bedarf an Daten über Pfle-
gebedürftige sind bei den sonstigen öffentlichen Einkom-
men das Pflegegeld und die Pflegesachleistung, aufgeglie-
dert nach Pflegestufen, von großer Bedeutung.

Zu Nummer 4

Mit den Angaben zur Art der gesetzlichen Rentenversiche-
rung (freiwillig oder Pflichtmitgliedschaft) sollen alle Grup-
pen von Beitragszahlern ermittelt werden, um dadurch ein
differenziertes Gesamtbild der Anspruchsberechtigten zu
erhalten. Diese Angaben sollen in vierjährlichen Abständen
um Angaben zur privaten Altersversorgung (z. B. Lebens-
versicherung) und zur betrieblichen Altersvorsorge ergänzt
werden (vgl. dazu Absatz 2).

Zu Nummer 5

Die Angaben über den Besuch von Kindergärten, -krippen
und -horten sind in Verbindung mit weiteren familienstatis-
tischen Angaben Grundlage für die Beurteilung von Zusam-
menhängen zwischen familiärer Situation und Erwerbstätig-
keit.

Angaben über die Ausbildung und ihre Fachrichtung wer-
den als Datenbasis für die Bildungsplanung benötigt.

Die zusätzlichen Angaben für das letzte Jahr sollen saiso-
nale Einflüsse bei der Frage nach den letzten vier Wochen
ausschalten (insbesondere bei der Befragung im Zeitraum
der Sommer- bzw. Semesterferien) sowie die Einbeziehung
von Personen im Übergang von der einen zur anderen Bil-
dungseinrichtung und damit eine vollständige Erfassung der
Bildungsbeteiligung im regulären Bildungssystem sicher-
stellen.

Zu Nummer 6

Schulischer oder beruflicher Ausbildungsabschluss sind ein
wesentlicher Bestimmungsfaktor der Art der Erwerbstätig-
keit. Zusammen mit den Angaben über die Erwerbsbeteili-
gung geben die bildungsstatistischen Daten Aufschluss über
die verschiedenen Übergänge vom Bildungs- in das Be-
schäftigungssystem.

Die Fragen zum Jahr des höchsten beruflichen Ausbildungs-
oder Hochschulabschlusses (oder falls kein beruflicher oder
Hochschulabschluss vorhanden ist, zum Jahr des allgemei-
nen Schulabschlusses) und die Fachrichtung eines solchen
Abschlusses ergänzen die Angaben über den Ausbildungs-
stand. Für eine zukunftsorientierte Bildungsplanung sind
Daten zur abgeschlossenen Ausbildung notwendig, um z. B.
die Qualifikationsstruktur bestimmter Berufe oder die
Arbeitsmarktchancen der Absolventen verschiedener Aus-
bildungsgänge und -richtungen aufzuzeigen.

Zu Nummer 7

Die Angaben zur Teilnahme an Lehrveranstaltungen sollen
einen Überblick geben über die Weiterbildungsmaßnahmen,
die zum einen der Arbeitsmarkt mit seinen technischen
Neuerungen und sich wandelnden Gegebenheiten, aber
auch der Alltag in der Wissensgesellschaft mit Familie,
Freizeit und aktiver Beteiligung am öffentlichen Leben er-
fordert. Die Angaben ergänzen die Merkmale zum Ausbil-
dungsstand nach Nummer 6.
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Die Angaben zur Dauer der Lehrveranstaltungen liefern
zum einen ein Indiz für den Umfang der erworbenen Fähig-
keiten; zweitens sind sie damit ein Indikator für die Investi-
tionen in Humankapital.

Mit der Frage nach dem Zweck soll geklärt werden, ob die
Teilnahme an Lehrveranstaltungen eher beruflichen Zwe-
cken oder eher privaten/sozialen Zwecken dient.

Aus der Angabe zur Fachrichtung kann u. a. abgeleitet wer-
den, ob eine Verbindung zur Fachrichtung des Ausbildungs-
abschlusses bzw. zum ausgeübten Beruf besteht.

Die Angaben zu Teilnahme, Dauer und Zweck sollen so-
wohl für die letzten vier Wochen als auch für das letzte Jahr
erfragt werden.

Mit einem längeren Berichtszeitraum kann die unregel-
mäßige Teilnahme besser erfasst werden als für den 4-Wo-
chen-Zeitraum. Im Laufe eines Jahres dürfte ein erheblich
größerer Anteil der Befragten an Lehrveranstaltungen teil-
genommen haben; damit wird auch eine Auswertung für
kleinere Bevölkerungsgruppen möglich.

Diese Angaben werden insbesondere auch für internationale
Darstellungen der Bildungsbeteiligung im Kontext des le-
benslangen Lernens benötigt.

Zu den Nummern 8 bis 10

Um die Situation auf dem Arbeitsmarkt und die fortschrei-
tende Flexibilisierung von Arbeit und Arbeitszeit differen-
ziert analysieren zu können, haben Informationen über die
Ausübung regelmäßiger und gelegentlicher Tätigkeiten, ge-
ringfügiger Beschäftigung sowie über die normalerweise
und tatsächlich geleisteten wöchentlichen Arbeitszeiten be-
sondere Bedeutung. Entsprechendes gilt für die Fragen zur
Vollzeit- oder Teilzeittätigkeit sowie zur befristeten Tätig-
keit, die im Hinblick auf die gegenwärtige Situation auf
dem Arbeitsmarkt sowie der sozialen und wirtschaftlichen
Verhältnisse der Haushalte von erheblicher Relevanz sind.

Aus den Angaben zum ausgeübten Beruf, der Stellung im
Beruf, dem Wirtschaftszweig des Betriebes sowie dem Be-
rufswechsel können die zur Beurteilung des Arbeitsmarkts
benötigten Informationen über die von den Erwerbstätigen
ausgeübten Tätigkeiten und den beruflichen Strukturwandel
gewonnen werden. Die Angaben zur zweiten Erwerbstätig-
keit werden benötigt, um die sozioökonomische Struktur
des betroffenen Personenkreises ermitteln und Berechnun-
gen des jährlichen Arbeitsvolumens und der Produktivität
durchführen zu können.

Die Flexibilität der Arbeitszeit wirkt sich u. a. durch die
Einführung bzw. den vermehrten Einsatz von Schicht-, Wo-
chenend-, Feiertags- sowie Nachtarbeit aus. Als Grundlage
für arbeitszeit- und tarifpolitische Entscheidungen sind In-
formationen über diese Arbeitsformen unverzichtbar, wie
auch zu Fragen der zu Hause geleisteten Erwerbsarbeit, da
diese Form der Erwerbstätigkeit zunehmend an Bedeutung
gewinnt.

Zu Nummer 11

Wie bisher werden Angaben über Leistungen bei Arbeits-
losigkeit sowie zur Arbeitsuche erhoben. Diese Angaben er-

möglichen u. a. Untersuchungen über Langzeitarbeitslosig-
keit, deren Ausmaß und Struktur sowie ihre Auswirkungen
auf die betroffenen Haushalte und Familien.

Zu Nummer 12

Die Erhebung der Gründe für die Beendigung der letzten
Tätigkeit bei Nichterwerbstätigen (z. B. familiäre Gründe,
Ruhestand, Ausbildung, Zivil- oder Wehrdienst) ist notwen-
dig, um den Einfluss der Arbeitsmarktsituation von anderen
Faktoren, die zur Aufgabe der Erwerbstätigkeit führen, un-
terscheiden zu können. Damit kann der Personenkreis, der
sich bei einer besseren Arbeitsmarktsituation wieder um
eine Erwerbstätigkeit bemühen wird, von den anderen
Nichterwerbstätigen abgegrenzt werden.

Zu Nummer 13

Die Fragen an Nichterwerbspersonen sollen Aufschluss
über die so genannte Stille Reserve auf dem Arbeitsmarkt
geben.

Zu Nummer 14

Angaben über einen „Einbruchdiebstahl oder -versuch in
die Wohnung innerhalb der letzten zwölf Monate“ dienen
der Dunkelfeldforschung. Dunkelfelduntersuchungen sind
ein wichtiges Instrument der kriminologischen Forschung.
Sie ermöglichen Aussagen zur nicht registrierten Kriminali-
tät und ergänzen somit andere Delinquenzstatistiken, wie
z. B. die polizeiliche Kriminalstatistik. Außerdem geben sie
Aufschluss über das Anzeigeverhalten der Bevölkerung.
Der von der Bundesregierung im Juli 2001 veröffentlichte
Erste Periodische Sicherheitsbericht weist darauf hin, dass
Aussagen über die Kriminalitätsentwicklung im Dunkelfeld
empirisch nicht hinreichend abgesichert sind.

Das Merkmal „Wohnungseinbruchdiebstahl“ wurde aus me-
thodischen Gründen gewählt, da es u. a. in den Fragenkom-
plex zu den Wohnverhältnissen des Mikrozensus gut inte-
grierbar ist.

Zu Nummer 15

Die Angaben über die Situation ein Jahr vor der Erhebung
zeigen soziale und wirtschaftliche Veränderungen auf. Die
Angaben zur regionalen Lage des Wohnsitzes ermöglichen
Aussagen über die Mobilität der Bevölkerung. Anhand der
Angaben zur Erwerbstätigkeit, Stellung im Beruf und Wirt-
schaftszweig kann die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt
in Kombination mit den Grundmerkmalen des Mikrozensus
differenziert dargestellt werden.

Zu Absatz 2

Zu Nummer 1 Buchstabe a

Die Angaben zum Bestehen und der Höhe einer Lebensver-
sicherung sollen die Ergebnisse über die Kranken- und
Pflegeversicherung sowie die gesetzliche Rentenversiche-
rung in größeren zeitlichen Abständen ergänzen, um ein
vollständiges Bild der sozialen Sicherheit zu erlangen. Sie
sind ferner zur Beurteilung der sozioökonomischen Situa-
tion der Haushalte von Bedeutung.
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Zu Nummer 1 Buchstabe b

Die Art der geleisteten Schichtarbeit wird in Ergänzung zu
den Merkmalen nach § 4 Abs. 1 Nr. 9 erfragt, um die Anfor-
derungen des Arbeitsmarktes und deren Rückwirkung auf
die Belastung der Erwerbstätigen und die soziale Situation
der Haushalte untersuchen zu können.

Die betriebliche Altersversorgung ist ein wesentlicher Be-
standteil der Alterssicherung der Bevölkerung. Ergänzende
Angaben über die Art einer betrieblichen Altersversorgung
sind daher neben den Ergebnissen über die gesetzliche Ren-
tenversicherung erforderlich, um ein Gesamtbild über die
soziale Sicherheit zu gewinnen. Die Fragen zu vermögens-
wirksamen Leistungen und dem angelegten Gesamtbetrag
geben wichtige Aufschlüsse darüber, inwieweit Arbeitneh-
mer das Vermögensbildungsgesetz nutzen und auf diesem
Wege die soziale Sicherung durch private Vorsorge ergän-
zen.

Zu Nummer 1 Buchstabe c

Die Ergebnisse zu den aufgeführten Tatbeständen sind aus
gesundheitspolitischen Gründen, u. a. für eine Abschätzung
des gesundheitsbezogenen Ressourcenbedarfs und der Leis-
tungsinanspruchnahme sowie der Entwicklung der Gesund-
heitsausgaben, von Bedeutung. Die Fragen zu den Erkran-
kungen und Unfallverletzungen sowie die Erhebung von
Grunddaten zu den Krankheitsrisiken (wie z. B. Rauchver-
halten, körperliche Aktivität) vermitteln Erkenntnisse über
den Gesundheitszustand und die gesundheitsbezogenen Ver-
haltensweisen der Bevölkerung sowie über Veränderungen
im Krankheitsgeschehen. Der Erhebungszeitpunkt ist ver-
schoben worden, um die Daten zeitnah in den künftigen Ar-
muts- und Reichtumsbericht übernehmen zu können.

Zu Nummer 2 Buchstabe a

Die Zuwanderung aus dem Ausland und die Integration von
Migranten ist ein immer wichtiger werdendes politisches
Thema, zu dem bisher wesentliche Grundinformationen
fehlen. Die Frage nach der Staatsangehörigkeit der Eltern
und gegebenenfalls der Einbürgerung erlaubt eine differen-
zierte Auswertung des gesamten Merkmalsspektrums des
Mikrozensus für den Personenkreis auch der zweiten Mi-
grantengeneration.

Zu Nummer 2 Buchstabe b

Zuverlässige Angaben über Frauen, die im Laufe ihres
Lebens Kinder haben, bzw. solchen, die dauerhaft kinderlos
bleiben, über deren Zahl und ihre sozialen Kontexte, sind
für die Familien- und Sozialpolitik erforderlich. Sie erbrin-
gen wichtige Erkenntnisse über familiäre Netzwerke, zum
Generationenzusammenhang und zu den Grundlagen des
„Generationenvertrages“.

Aussagen zum Anteil der kinderlosen Frauen lassen sich nur
treffen, indem Frauen nach der Zahl der geborenen Kinder
befragt werden. Diese Angaben gehen aus der Geburtensta-
tistik nicht hervor. In Verbindung mit weiteren Angaben,
z. B. zur Ausbildung und zur Erwerbstätigkeit, lassen sich
Ansatzpunkte für familienpolitische Maßnahmen bzw. die
Wirkung von Maßnahmen etwa zur Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf erkennen.

Für Berechnungen zur künftigen Entwicklung der Bevölke-
rung sind Veränderungen des Anteils der Frauen mit bzw.
ohne Kinder und die Gesamtzahl der Kinder einer Frau ein
wesentliches Kriterium. Angaben zur demografischen Ent-
wicklung sind die unverzichtbare Basis u. a. für Planungen
zur langfristigen Stabilität der sozialen Sicherungssysteme.

Zu Absatz 3
Angaben über die Entwicklung der Wohnversorgung der
Haushalte und der Mieten sind insbesondere als Grundlage
für wohnungspolitische Entscheidungen erforderlich.
Fragen nach der Nutzung der Wohnung als Eigentümer,
Haupt- oder Untermieter sowie dem Einzugsjahr der Haus-
halte ergänzen diese Angaben. Alter der Wohnung, Art und
Größe des Wohnraums, Fläche der gesamten Wohnung,
Zahl der Räume, Ausstattung der Wohnung mit Bad, Du-
sche und WC sind nicht nur Faktoren zur Beurteilung der
Wohnsituation, sondern wirken sich auch auf die Miethöhe
aus. Obwohl Wohnungen standardmäßig mit Bad, Dusche
und WC gebaut werden, entsprechen nach wie vor ältere
Wohnungen trotz aller Modernisierungsbestrebungen noch
nicht heutigen Qualitätsansprüchen. Mit Hilfe der Ergeb-
nisse über die Ausstattungsmerkmale können in Verbindung
mit dem Baualter der Gebäude wichtige Hinweise für einen
eventuellen Modernisierungs- bzw. Sanierungsbedarf ge-
wonnen werden.
Da auf private Haushalte 40 Prozent des Energieverbrauchs
entfällt, konzentrieren sich auf sie Maßnahmen zur Energie-
einsparung und Umweltentlastung. Als Basisdaten des
Energieverbrauchs werden die Ausstattung der Wohnung
mit Heizungs- und Warmwasserbereitungsanlagen nach
Energieträgern erfragt.
Zur Beobachtung des Mietengefüges und der Mietpreisent-
wicklung sind neben der Höhe der monatlichen Miete und
anteiligen Betriebs- und Nebenkosten als weitere Faktoren
Ermäßigung, Verbilligung oder ein Wegfall der Miete zu be-
rücksichtigen.
Das neu aufgenommene Merkmal „Sozialwohnung“ dient
dazu, aktuelle Zahlen über den Bestand an öffentlich geför-
derten Wohnungen und deren Verteilung zu erhalten. Außer-
dem liefern Auswertungen zur Belegung öffentlich geför-
derter Wohnungen nach Größe und sozioökonomischen
Merkmalen der Haushalte Anhaltspunkte für die Effizienz
bisheriger Fördermaßnahmen sowie für künftige Entschei-
dungen im Bereich der Wohnungsbaupolitik.

Zu Absatz 4
Zu Nummer 1
Wie bei den bisherigen Mikrozensuserhebungen sollen An-
gaben zur gesetzlichen und privaten Krankenversicherung
erhoben werden, die das Bild über die soziale Sicherung der
Bevölkerung vervollständigen.

Zu den Nummern 2 und 3
Zusätzlich zu den Merkmalen über die Erwerbstätigen im
Grundprogramm sollen wie bisher Angaben über die ausge-
übte Tätigkeit, die Betriebs-, Werksabteilung sowie die Stel-
lung im Betrieb erfragt werden. Mit ihrer Hilfe kann ergän-
zend zur beruflichen Gliederung ein genaueres Bild der von
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den Erwerbstätigen ausgeübten Tätigkeit und damit des be-
ruflichen Strukturwandels gewonnen werden.
Zur Beurteilung der Struktur und den zeitlichen Umfang der
zweiten Erwerbstätigkeit werden weiterhin Angaben über
die geleistete Arbeitszeit bei einer zweiten Erwerbstätigkeit
erfasst.

Zu Absatz 5
Zu Nummer 1
Wie bei den bisherigen Erhebungen sollen Angaben über
die Pendlerbewegungen erfragt werden, die für Planungs-
zwecke, insbesondere auf den Gebieten der Raumordnung,
Landes- und regionalen Verkehrsplanung, erforderlich sind.
Die Angaben dienen der Feststellung grundlegender Verän-
derungen des Pendlerverhaltens und der Fortschätzung der
in der Volks- und Berufszählung ermittelten Pendlerströme.
Sie geben Aufschluss über die Flexibilität der Erwerbstäti-
gen, auch längere Wege bzw. einen höheren Zeitaufwand in
Kauf zu nehmen, um ihre Arbeitsstelle zu erreichen.
Die Daten sind ein wesentlicher Faktor für die Gestaltung
der Kilometerpauschale; sie werden u. a. auch für die Ent-
scheidungen im Bereich der Umweltpolitik benötigt.

Zu Nummer 2
Zahl und Alter der im Ausland lebenden Kinder sowie im
Ausland lebende Ehegatten oder Eltern geben Aufschluss
über die Lebensverhältnisse der in der Bundesrepublik
Deutschland lebenden Ausländer, besonders im Haushalts-
und Familienzusammenhang.
Die Angaben sind für die Einschätzung des Nachzugspoten-
tials bedeutsam und werden für die Planung benötigt.

Zu § 5
Zur technischen Durchführung der Mikrozensuserhebung,
d. h. zur vollständigen und richtigen Erfassung der ausge-
wählten Erhebungseinheiten sowie für eventuelle Rück-
fragen, sind die in der Vorschrift bestimmten Hilfsmerk-
male, die auch bei den vorausgehenden Mikrozensuserhe-
bungen erfragt wurden, notwendig. Der Name der Arbeits-
stätte (§ 5 Abs. 2) dient ausschließlich dem Zweck, eine
einheitliche Zuordnung der Arbeitsstätten zum jeweiligen
Wirtschaftszweig und damit eine größere Genauigkeit der
Ergebnisse zu gewährleisten.

Zu § 6
Zu Absatz 1
Das Interview ist die bewährte Form der Mikrozensuserhe-
bung. Dabei stellt der Erhebungsbeauftragte dem Befragten
die vorgegebenen Fragen und überträgt die Antworten in die
Erhebungsunterlagen. Der Einsatz von Erhebungsbeauftrag-
ten ist nicht nur für die organisatorische Durchführung des
Mikrozensus von Bedeutung, sondern hat auch für die Be-
fragten Vorteile. Die geschulten Erhebungsbeauftragten
können schnell, korrekt und exakt die erteilten Antworten
aufnehmen und den Befragten, soweit erforderlich, beim
Umgang mit den Erhebungsunterlagen Hilfestellung leisten.
Daneben besteht für die Befragten die Möglichkeit, die Ant-
worten selbst schriftlich zu erteilen.

Wie bei den vorausgehenden Mikrozensuserhebungen sind
die Erhebungsbeauftragten berechtigt, Namen und An-
schrift der Haushaltsmitglieder bzw. des Wohnungsinhabers
sowie Angaben zur Zahl der Haushalte in der Wohnung, der
Personen im Haushalt und das Leerstehen einer Wohnung in
die Erhebungsunterlagen einzutragen, um eine ordnungsge-
mäße Durchführung der Erhebung zu gewährleisten. Mit
Einverständnis der Auskunftspflichtigen können die Erhe-
bungsbeauftragten auch weitere Eintragungen in die Erhe-
bungsunterlagen vornehmen.
Im Zuge der technischen Weiterentwicklung sind computer-
gestützte Mikrozensuserhebungen vorgesehen, vor allem
der Einsatz von Laptops, die die Erhebungsbeauftragten mit
sich führen, oder auch Telefoninterviews. Auch bei diesen
Erhebungsverfahren bleibt die Möglichkeit für die Befrag-
ten, die Auskünfte selbst schriftlich zu erteilen, unberührt.

Zu Absatz 2
Die Regelung weist darauf hin, dass die den Erhebungsbe-
auftragten, soweit sie ehrenamtlich tätig sind, gezahlten
Aufwandsentschädigungen im Rahmen der steuerrechtli-
chen Vorschriften im Sinne von § 3 Nr. 12 Satz 2 Einkom-
mensteuergesetz und R 13 Lohnsteuer-Richtlinien steuerfrei
sein können.

Zu § 7
Zu Absatz 1
Nach dem derzeitigen Erkenntnisstand, insbesondere den
Erfahrungen aus früheren Testerhebungen und -untersu-
chungen des wissenschaftlichen Beirats, sowie nachfolgen-
den Untersuchungen des Statistischen Bundesamtes und
Untersuchungen der empirischen Sozialforschung, ist die
Beibehaltung der Auskunftspflicht für das Kernprogramm
des Mikrozensus erforderlich, um die notwendige hohe
Qualität und Genauigkeit der Ergebnisse zu erreichen.

Zu Absatz 2
Zu Nummer 1
Die Vorschrift bestimmt die auskunftspflichtigen Personen.
Leben in einem Haushalt Minderjährige oder volljährige
Personen, die wegen einer Behinderung nicht Auskunft ge-
ben können, so unterliegen sie keiner eigenen Auskunfts-
pflicht. Für diese Personen ist jedes andere auskunftspflich-
tige Haushaltsmitglied auskunftspflichtig. Minderjährige
sind jedoch dann auskunftspflichtig, wenn sie einen eigenen
Haushalt führen, und zwar auch für alle weiteren minderjäh-
rigen Haushaltsmitglieder und für volljährige Haushaltsmit-
glieder, die wegen einer Behinderung nicht Auskunft geben
können.
Besondere Regelungen gelten für Gemeinschafts- und An-
staltsunterkünfte. Der Leiter bzw. die Leiterin der Einrich-
tung ist für Minderjährige auskunftspflichtig sowie für voll-
jährige Personen, die wegen einer Behinderung selbst nicht
Auskunft geben können.
Die Auskunftspflicht für Dritte erstreckt sich nur auf die
dem Auskunftspflichtigen bekannten Sachverhalte. Eine
volljährige behinderte Person kann auch eine Person ihres
Vertrauens mit der Auskunftserteilung beauftragen. Soweit
diese Vertrauensperson die Auskünfte erteilt, sind die an-
sonsten auskunftspflichtigen Haushaltsmitglieder oder der
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Leiter bzw. die Leiterin einer Einrichtung von der Aus-
kunftspflicht befreit.

Zu Nummer 3
Die Auswahl nach dem Prinzip der Flächenstichprobe be-
dingt, dass die ausgewählte Fläche bzw. der Auswahlbezirk
für die Einbeziehung in den Mikrozensus maßgeblich ist.
Nach der Berichtswoche aus dem Auswahlbezirk verzogene
Personen sind nicht mehr erreichbar. An ihrer Stelle ist aus-
kunftspflichtig, wer nach Beginn der jeweiligen Erhebung
in dem Auswahlbezirk wohnt, auch wenn diese Person erst
nach der Berichtswoche der Erhebung zugezogen ist. Dieses
Verfahren gewährleistet die Repräsentativität der Ergeb-
nisse.

Zu Absatz 4
Die Vorschrift bestimmt die Merkmale, deren Beantwortung
freiwillig ist.

Zu § 8
Zu den Absätzen 1 und 2
Die Hilfsmerkmale sind nach Abschluss der jeweiligen
Plausibilitätsprüfung von den Erhebungsmerkmalen zu tren-
nen und gesondert aufzubewahren. Sie sind nach Abschluss
der Aufbereitung der letzten Folgeerhebung in einem Aus-
wahlbezirk mit den Erhebungsunterlagen zu vernichten.

Zu Absatz 3
Ordnungsnummern dienen dazu, im Auswahlbezirk ein-
zelne Erhebungseinheiten voneinander zu unterscheiden
und sie den jeweils übergeordneten Einheiten (Gebäude,
Wohnungs- und Haushaltszugehörigkeit) zuzuordnen. Dazu
werden in der Regel laufende Nummern vergeben. Diese
Nummerierung ist für die ordnungsgemäße Durchführung
der Erhebung erforderlich. Für die statistische Aufbereitung
müssen die Ordnungsnummern zur Verfügung stehen, bis
die Zusammenhänge zwischen den Einheiten feststehen. Da
für Längsschnittanalysen Aufbereitungen von bis zu vier
Erhebungen eines Zyklus notwendig sind, können die Ord-
nungsnummern erst nach Abschluss der letzten dieser Auf-
bereitungen gelöscht werden. Durch die Verwendung identi-
scher Haushaltsnummern über die vier Befragungszyklen
hinweg lassen sich verbesserte und rationellere Kompensa-
tionsverfahren für Ausfälle einsetzen und damit Qualitäts-
verbesserungen erzielen. Die Auswertungsmöglichkeiten
des Mikrozensus können damit erheblich ausgeweitet und
die Darstellung von Bruttoströmen einschließlich ihren Ver-
änderungen kann sichtbar gemacht werden.

Zu Absatz 4
Bei der Durchführung der Folgebefragungen gemäß § 3 ist
der Rückgriff auf die in Absatz 4 genannten Merkmale für
die qualitative Absicherung der Befragungen und die Aus-
sagefähigkeit von Längsschnittauswertungen erforderlich.
Die qualifizierten Adressen können darüber hinaus für die
Gewinnung von Teilnehmern an der Statistik der Wirt-
schaftsrechnungen privater Haushalte und anderen Erhe-
bungen auf freiwilliger Basis verwendet werden. Diese Nut-
zung eröffnet Rationalisierungsmöglichkeiten und damit
Kosteneinsparungen bei Erhebungen mit freiwilliger Aus-
kunft.

Zu § 9
Wie bereits im geltenden Mikrozensusgesetz werden für
den Mikrozensus die Bußgeldvorschriften des Bundesstatis-
tikgesetzes außer Kraft gesetzt.

Zu § 10
Die Vorschrift bestimmt, dass die Meldebehörden einige
Grunddaten aus dem Melderegister an die zuständigen sta-
tistischen Ämter der Länder übermitteln. Die Daten sind für
die organisatorische Vorbereitung und Durchführung der
Erhebungen, insbesondere für die Vollzähligkeitsprüfung,
zur Feststellung der Auskunftspflicht sowie für eine bürger-
nahe und zweckdienliche Information der zu Befragenden
erforderlich und ermöglichen den Erhebungsbeauftragten,
die in den Auswahlbezirken zu Befragenden besser aufzu-
finden.

Zu § 11
Durch eine monatliche Schnellauswertung sollen Zusatzauf-
bereitungen zur Erwerbsbeteiligung erfolgen, die hochaktu-
elle monatliche Ergebnisse zum Arbeitsmarkt liefern und
gleichzeitig den Bedarf an international vergleichbaren Da-
ten entsprechend den Kriterien der Internationalen Arbeits-
organisation decken. Für die monatliche Schnellauswertung
ist die Übermittlung der Angaben zu den Erhebungsmerk-
malen nach § 4 Abs. 1 von den statistischen Ämtern der
Länder an das Statistische Bundesamt erforderlich.

Zu § 12
Wie bereits im Vorläufergesetz vorgesehen, ermöglicht § 12
des Gesetzes, die durch Verordnung des Rates der Europäi-
schen Union für alle Mitgliedstaaten der EU vorgeschriebe-
nen Stichprobenerhebungen über Arbeitskräfte gemeinsam
mit dem Mikrozensus durchzuführen. Arbeitskräftestich-
proben in der Gemeinschaft werden durch die Verordnung
(EG) Nr. 577/98 des Rates vom 9. März 1998 (ABl. EG
Nr. L 77 S. 3), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verord-
nung (EG) Nr. 2104/2002 vom 28. November 2002 (ABl. EG
Nr. L 324 S. 14), angeordnet. Durch die gemeinsame Durch-
führung der Erhebungen werden die Befragten entlastet und
der Erhebungsaufwand sowie die Kosten erheblich reduziert.

Zu § 13
Die Vorschrift sieht Verordnungsermächtigungen für das
Bundesministerium des Innern vor. Nach Nummer 1 dürfen
Reduzierungen der Erhebungsmodalitäten angeordnet wer-
den. Nach Nummer 2 dürfen bei geändertem Informations-
bedarf neue Merkmale angeordnet werden, wenn zugleich
Merkmale ausgesetzt werden, so dass insgesamt die Belas-
tung der Befragten nicht zunimmt. Der Katalog der Erhe-
bungsbereiche, zu denen durch Rechtsverordnung neue Er-
hebungsmerkmale eingeführt werden können, ist abschlie-
ßend. Dies bedeutet, dass der Verordnungsgeber keine da-
rüber hinausgehenden Erhebungsmerkmale einführen kann,
insbesondere nicht solche, die besondere Arten personenbe-
zogener Daten (§ 3 Abs. 9 BDSG), wie z. B. die Gesund-
heit, die Gewerkschaftszugehörigkeit oder die rassische
oder ethnische Herkunft, betreffen.
Die Verordnungsermächtigungen sind Kernelement einer
Flexibilisierung des Programms des Mikrozensus mit dem
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Ziel, schneller und einfacher auf einen sich ändernden Da-
tenbedarf reagieren zu können. Sie dienen auch einer Ver-
fahrensvereinfachung, indem der Gesetzgeber nicht jegliche
notwendigen Änderungen, die zu keinen zusätzlichen Be-
lastungen der Befragten und nennenswerten Kosten führen,
selbst regeln muss.

Die Rechtsverordnung bedarf der Zustimmung des Bundes-
rates, so dass die Länder im Rechtsetzungsverfahren stets
beteiligt sind.

Zu § 14

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten des neuen Gesetzes
und das Außerkrafttreten des geltenden Mikrozensusgeset-
zes. Aus Gründen der Rechtsbereinigung ist das Mikrozen-
susgesetz von 1975 ebenfalls aufzuheben.

C. Kosten

Nach einer gemeinsam vom Statistischen Bundesamt und
den statistischen Ämtern der Länder durchgeführten Kos-
tenschätzung entstehen durch das Mikrozensusgesetz ein-
schließlich der Stichprobenerhebungen über Arbeitskräfte
in den Europäischen Gemeinschaften folgende Kosten nach
dem Kostenstand 2002:

Statistisches Bundesamt

Statistische Ämter der Länder

Kosten der Verbundprogrammierung

Die jährlichen Mehrkosten betragen für den Bund 1 313 600
Euro, für die Länder 2 876 220 Euro. Diese Mehrkosten be-
ruhen im Wesentlichen auf der von der Europäischen Union
geforderten Umstellung der europäischen Arbeitskräf-
testichprobenerhebung von einem jährlichen auf einen un-
terjährigen Turnus ab dem Jahr 2005 sowie die damit ver-
bundene häufigere und aktuellere Berichterstattung über
den Arbeitsmarkt und das Zusammenleben in Deutschland.
Durch die Anpassung des Mikrozensus von einer jährlichen
auf eine unterjährige Erhebung wird auch künftig die ge-
meinsame Durchführung von Mikrozensus und europäi-
scher Arbeitskräftestichprobenerhebung ermöglicht. Diese
gemeinsame Durchführung ist kostengünstiger als die
Durchführung des Mikrozensus in einem jährlichen Turnus
zusätzlich zu einer separaten Durchführung der europäi-
schen Arbeitskräfteerhebung in einem unterjährigen Turnus.
Die Höhe der Einsparung entspricht nahezu den Kosten der
Durchführung eines Mikrozensus.
Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbe-
sondere das Verbraucherpreisniveau, sind bei dieser Befra-
gung privater Haushalte nicht zu erwarten.

Bereich

Kosten

insgesamt
davon

persönlich sächlich

– Euro –

∅ jährliche Kosten
(ohne Schnell-
meldung) 1 733 000 1 520 000 213 000

∅ jährliche Kosten
Schnellmeldung 180 700 157 800 22 900

∅ jährliche Kosten
insgesamt 1 913 700 1 677 800 235 900

Einmalige Anlauf-
kosten 862 800 808 100 54 700

Bereich

Kosten

insgesamt
davon

persönlich sächlich

– Euro –

∅ jährliche Kosten
(ohne Schnell-
meldung) 19 497 260 10 072 350 9 424 910

∅ jährliche Kosten
Schnellmeldung 148 370 129 670 18 700

∅ jährliche Kosten
insgesamt 19 645 630 10 202 020 9 443 610

Einmalige Anlauf-
kosten 2 840 700 722 050 2 118 650

Kosten der Ver-
bundprogrammie-
rung 120 000 120 000 –
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Anlage 2

Stellungnahme des Bundesrates

Der Bundesrat hat in seiner 796. Sitzung am 13. Februar
2004 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76
Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

1. Zu § 4

Der vorliegende Gesetzentwurf enthält eine stattliche
Anzahl zusätzlicher Merkmale. Zum Teil wird der Fra-
genkatalog auch dadurch erhöht, dass Merkmale, die
seither nur alle vier Jahre erhoben werden, ab 2005 jähr-
lich erhoben werden sollen. Dieser starken Merkmals-
ausweitung stehen nur sehr wenige Merkmalsstreichun-
gen gegenüber.

Das Fragenprogramm des Mikrozensus einschl. EU-Ar-
beitskräftestichprobe ist jedoch bereits heute, d. h. ohne
die ab 2005 vorgesehenen zusätzlichen Merkmale des
Mikrozensus, sehr umfangreich und dürfte – wie nicht
zuletzt auch aus Rückmeldungen auskunftspflichtiger
Haushalte immer wieder und in letzter Zeit verstärkt
deutlich wird – das zumutbare Maß überschritten haben.

Aus Gründen der Akzeptanz und der Zumutbarkeit ge-
genüber den auskunftspflichtigen Haushalten sind daher
die vorgenannten Merkmalseinschränkungen zwingend
erforderlich, damit das jetzige Fragenquantum nicht
noch weiter ausgeweitet und die Qualität der Ergebnisse
im Mitleidenschaft gezogen wird. Dafür spricht auch die
bereits heute bestehende hohe Belastung der statisti-
schen Ämter sowie die mit den zusätzlichen Merkmalen
verbundene Kostenausweitung. Dabei ist selbstverständ-
lich, dass bei Merkmalseinschränkungen Informations-
lücken entstehen und Statistikeinschränkungen immer
eine Gratwanderung darstellen. Dies muss bei der ge-
gebenen Situation – der öffentlichen Haushalte im All-
gemeinen und der amtlichen Statistik im Besonderen –
aber hingenommen werden.

Aktuell verstärkt wird die Notwendigkeit einer Merk-
malsreduzierung durch die Verordnung (EG) Nr. 29/2004
der Kommission vom 8. Januar 2004 zur Annahme der
Spezifikation des Ad-hoc-Moduls 2005 „Vereinbarkeit
von Beruf und Familie“ nach der Verordnung (EG)
Nr. 577/98 des Rates, mit der für das Jahr 2005 die Erhe-
bung von elf weiteren Variablen zwingend vorgeschrie-
ben wird. Diese Erhebung erfolgt auch im Rahmen des
Mikrozensus. Seither konnte die Teilnahme Deutsch-
lands an den jährlichen Ad-hoc-Modulen auf die wich-
tigsten Variablen beschränkt werden. Aufgrund des jetzi-
gen Vorgehens ist damit zu rechnen, dass künftig die
Teilnahme an den Ad-hoc-Modulen stets zwingend vor-
geschrieben wird.

2. § 4 ist daher wie folgt zu ändern:

a) Absatz 1 ist wie folgt zu ändern:

aa) In Nummer 1 sind die Wörter „für allein woh-
nende volljährige Personen: Lebenspartner außer-

halb des Haushalts;“ und das Wort „Eheschlie-
ßungsjahr;“ zu streichen.

B e g r ü n d u n g

Eine klare Abgrenzung des Begriffs „Lebenspartner“
nach objektiven Kriterien existiert nicht und ist den
zu Befragenden auch nicht vermittelbar. Von der Er-
mittlung aussagekräftiger Ergebnisse kann daher
nicht ausgegangen werden. Lebensgemeinschaften
mit gemeinsamer Wohnung werden bereits erhoben.
Daher kann das Merkmal „Lebenspartner außerhalb
des Haushalts“ gestrichen werden.

Die Angabe des Jahrs der Eheschließung ist ohnehin
freiwillig. In den bisherigen Auswertungen und Da-
tenanfragen spielte dieses Merkmal keine Rolle.
bb) Nummer 2 ist zu streichen.

B e g r ü n d u n g

Die Fragen zur Migration werden in das vierjährige
Zusatzprogramm (neuer § 4 Abs. 2 Nr. 2) übernom-
men. Kurzfristige Entwicklungen zwischen dem
4-jährigen Zusatzprogramm können auch der Einbür-
gerungsstatistik entnommen werden.
cc) Nummer 4 ist zu streichen.

B e g r ü n d u n g

Das Merkmal „Art des Rentenversicherungsverhält-
nisses zur Zeit der Erhebung“ wird seit Anbeginn des
Mikrozensus erhoben. Inzwischen sind Angaben zu
diesem Bereich präziser bei den Rentenversiche-
rungsträgern zu erfragen. Entsprechende Angaben
und Auswertungen wurden seit längerem nicht mehr
nachgefragt.
dd) Nummer 5 ist zu streichen.

B e g r ü n d u n g

Die Abfrage nach einem Besuch der dort genannten
Einrichtungen innerhalb der letzten Wochen ist statis-
tisch nicht aussagekräftig. Die Zusammenhänge zwi-
schen familiärer Situation und Berufstätigkeit erge-
ben insbesondere bei Kindergartenbesuchen keine
statistische Relevanz, da auch Kinder von nicht er-
werbstätigen Personen diese Einrichtungen besu-
chen. Darüber hinaus sind die Antwortmöglichkeiten
zu sehr der subjektiven Einschätzung unterworfen.

Die vorgeschlagene Streichung dient der notwendi-
gen Minimierung der den Ländern entstehenden
Mehrausgaben.
ee) In Nummer 9 sind die Wörter „Gründe des Be-

rufswechsels;“ zu streichen.

B e g r ü n d u n g

Das Merkmal „Gründe des Berufswechsels“ ist zur
Entlastung des Fragenkatalogs entbehrlich.
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ff) In Nummer 11 ist das Wort „-hilfe“ durch das
Wort „Arbeitslosengeld II“ zu ersetzen.

B e g r ü n d u n g
Folge des Vierten Gesetzes für moderne Dienstleis-
tungen am Arbeitsmarkt.
In § 4 Abs. 1 Nr. 11 MZG werden die Erhebungs-
merkmale „für Arbeitslose und Arbeitssuchende“
festgelegt. Erhebungsmerkmale sind dabei der Bezug
von Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe. Da der
Mikrozensus erst im Jahr 2005 durchgeführt werden
soll, muss statt der Arbeitslosenhilfe bei Arbeitssu-
chenden auf Grund des o. g. Gesetzes an deren Stelle
das neue Arbeitslosengeld II treten.
gg) Nummer 14 ist zu streichen.
B e g r ü n d u n g
Das Merkmal „Einbruchdiebstahl oder -versuch in
die Wohnung innerhalb der letzten zwölf Monate“
ordnet sich sowohl inhaltlich als auch systematisch
nicht in das Grundanliegen des Mikrozensus ein (§ 1
MZG).

b) Absatz 2 ist wie folgt zu fassen:
„(2) Folgende Erhebungsmerkmale werden ab

2005 mit einem Auswahlsatz von 1 Prozent der Be-
völkerung im Abstand von vier Jahren erfragt:
1. für Erwerbstätige:

Art der geleisteten Schichtarbeit;
2. für eingebürgerte Personen:

ehemalige Staatsangehörigkeit, Jahr der Einbür-
gerung;

3. Staatsangehörigkeit der Eltern, sofern sie ab
1960 ihren dauernden Aufenthalt in Deutschland
haben oder hatten, Zuzugsjahr sowie, falls einge-
bürgert, ehemalige Staatsangehörigkeit.“

B e g r ü n d u n g
Das Merkmal „Bestehen und Höhe einer Lebensver-
sicherung nach Versicherungssummenklassen“ kann ent-
fallen, weil die Angaben zu diesem Merkmal ohnehin
freiwillig sind und entsprechende Angaben und Auswer-
tungen seit längerem nicht mehr nachgefragt wurden.
Das vorher Gesagte gilt auch für die Merkmale „Art der
betrieblichen Altersversorgung“ und „vermögenswirk-
same Leistungen und angelegter Gesamtbetrag“ sowie
für die Merkmale in § 4 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe c in der
Fassung des Regierungsentwurfs.
Zu dem Merkmal „für Frauen von 45 bis 65 Jahren: Zahl
der geborenen Kinder“ ist zu bemerken, dass diese Frage
auch in der Bevölkerungsstatistik mit Rücksicht auf den
Adoptionsschutz und andere Gegebenheiten nicht ein-
mal im Zusammenhang mit der Geburtenmeldung erho-
ben wird. In nicht seltenen Fällen, hierzu gehören Situa-
tionen, die sich aus Adoptionsfreigabe, Angaben über
gestorbene Säuglinge oder ungewollter Kinderlosigkeit
ergeben können, würde diese Frage zu nicht zumutbaren
Peinlichkeiten führen, die zur Verweigerung der Beant-
wortung der Frage oder sogar zum Abbruch des Inter-
views führen könnten.

c) Absatz 3 ist wie folgt zu ändern:

aa) In Nummer 1 sind die Wörter „sowie Zahl der
Räume“ und die Wörter „Ausstattung der Woh-
nung mit Heiz- und Warmwasserbereitungsanla-
gen nach einzelnen Energieträgersystemen; Aus-
stattung der Wohnung mit Bad, Dusche und
WC“ zu streichen.

B e g r ü n d u n g

Bereits im Rahmen der einprozentigen Gebäude- und
Wohnungsstichprobe aus dem Jahr 1993 wurde na-
hezu Vollausstattung der Wohneinheiten hinsichtlich
der sanitären Anlagen festgestellt. Es ist davon aus-
zugehen, dass sich die Ausstattung der Wohneinhei-
ten bezüglich der sanitären Anlagen während der
letzten 10 Jahre weiter verbessert hat, so dass der Er-
kenntnisgewinn bei diesem Merkmal außerordentlich
gering wäre.

Zur Entlastung des Fragenkatalogs ist das Merkmal
„Zahl der Räume“ entbehrlich.

Die Erhebung der Ausstattung der Wohnung mit
Heiz- und Warmwasserbereitungsanlagen nach ein-
zelnen Energieträgersystemen ist entbehrlich. Heiz-
und Warmwasserbereitungsanlagen sind in nahezu
allen Wohnungen vorhanden. Das eingesetzte Ener-
gieträgersystem ist für die Beurteilung der Woh-
nungsversorgung unerheblich. Hinsichtlich des
Umweltschutzes (CO2-Minderung) kommt es infolge
des technischen Fortschritts weniger auf das Energie-
trägersystem, als auf den Standard der technischen
Anlage an.

bb) In Nummer 2 sind die Wörter „; Ermäßigung,
Verbilligung oder Wegfall der Miete; Sozialwoh-
nung“ zu streichen.

B e g r ü n d u n g

Zur Entlastung des Fragenkatalogs sind diese Merk-
male entbehrlich.

Die Erhebung der aktuellen „Höhe der monatlichen
Miete und der anteiligen Betriebs- und Nebenkosten“
ist für wohnungspolitische Zwecke ausreichend. Auf
die Frage nach Ermäßigung bzw. Verbilligung oder
Wegfall der Miete kann verzichtet werden. Dafür
spricht auch, dass eine Erhebung von Mieterhöhun-
gen nicht vorgesehen ist und damit offensichtlich ent-
behrlich erscheint.

Informationen zum Sozialwohnungsbestand liegen
bei den Bewilligungsstellen der Länder oder bei den
Förderinstituten vor. Eine Erhebung bei den Mietern
ist daher entbehrlich.

d) Absatz 4 ist wie folgt zu fassen:

„(4) Folgende Erhebungsmerkmale werden ab
2007 mit einem Auswahlsatz von 1 Prozent der Be-
völkerung im Abstand von vier Jahren erfragt:

für Erwerbstätige:

überwiegend ausgeübte Tätigkeit; Betriebs-, Werks-
abteilung; Stellung im Betrieb.“
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B e g r ü n d u n g

§ 4 Abs. 4 Nr. 1 i. d. F. des Regierungsentwurfs kann zur
Entlastung des Fragenkatalogs gestrichen werden, weil
seit längerem keine Nachfrage nach diesen Angaben be-
steht.

Die Einschränkungen bei den Nummern 2 und 3 der Ent-
wurfsfassung können erfolgen, weil angesichts der zu-
nehmenden Bestrebungen zur Arbeitszeitflexibilisierung
die Erhebung der Arbeitstage nicht mehr relevant ist.
Zudem werden nach wie vor unter den Nummern 9
und 10 des § 4 Abs. 1 die normalerweise und tatsächlich
in der Berichtswoche geleistete Arbeitszeit im Rahmen
des jährlichen Grundprogramms erhoben.

e) Absatz 5 Nr. 2 ist zu streichen.

B e g r ü n d u n g

Die Merkmale können gestrichen werden, weil ihre
Erhebung ohnehin auf freiwilliger Basis erfolgt und seit
längerem keine Nachfrage nach entsprechenden Aus-
wertungen besteht.

Der Bundesrat weist darauf hin, dass auf Grund der
Änderungen in § 4 redaktionelle Änderungen in § 7 er-
forderlich sind.

3. Zu § 6

§ 6 ist wie folgt zu ändern:

a) In Absatz 1 Satz 1 ist vor dem Wort „Erhebungs-
beauftragte“ das Wort „ehrenamtliche“ einzufügen.

b) Absatz 2 ist wie folgt zu fassen:

„(2) Die Erhebungsbeauftragten erhalten für die
ehrenamtliche Tätigkeit eine Entschädigung, die als

steuerfreie Aufwandsentschädigung im Sinne des § 3
Nr. 12 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes gilt.“

B e g r ü n d u n g
Nach § 6 Abs. 1 ist zukünftig neben der empfohlenen
Erhebung durch ehrenamtliche Erhebungsbeauftragte
prinzipiell auch eine andere Form der Erhebung zuläs-
sig. Beim Einsatz von Erhebungsbeauftragten hat sich
sowohl aus finanziellen als auch fachlichen Gründen in
der Vergangenheit die selbständige, ehrenamtliche Tätig-
keit der Erhebungsbeauftragten bewährt. Es besteht da-
her kein Anlass, von diesem Status der Erhebungsbeauf-
tragten abzuweichen. In § 6 Abs. 2 sollte daher zur Klar-
stellung die Formulierung des derzeit gültigen Mikro-
zensusgesetzes übernommen werden.

4. Zu § 8 Abs. 4 Satz 2
In § 8 Abs. 4 Satz 2 ist das Wort „Bundesstatistiken“
durch das Wort „Erhebungen“ zu ersetzen.
B e g r ü n d u n g
Mit dem Wort „Erhebungen“ wird klargestellt, dass die
Hilfsmerkmale für alle Statistiken auf freiwilliger Basis,
u. a. auch Gemeinschaftsstatistiken, verwendet werden
dürfen.

5. Zu § 11
In § 11 sind die Wörter „spätestens zum zehnten Tag
eines Monats“ durch das Wort „monatlich“ zu ersetzen.
B e g r ü n d u n g
Terminvereinbarungen zwischen Bund und Ländern
müssen nicht gesetzlich geregelt werden, da vereinbarte
Termine in der Regel eingehalten werden. Eine gesetz-
liche Regelung ist darüber hinaus im Umfeld der amt-
lichen Statistik wirkungslos, da die Gründe für Termin-
überschreitungen oft aus externen Abhängigkeiten (z. B.
dem Antwortverhalten der Berichtspflichtigen) entste-
hen.
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Anlage 3

Gegenäußerung der Bundesregierung

Zu Nummer 1

Der Mikrozensus stellt repräsentative Informationen über
die Bevölkerungsstruktur sowie die wirtschaftliche und so-
ziale Lage der Bevölkerung, insbesondere auch der Haus-
halte und Familien, bereit. Seine Ergebnisse geben Aus-
kunft über Haushalts- und Familienstrukturen, über die Er-
werbstätigkeit, Arbeitssuche, Ausbildung und Wohnverhält-
nisse wie auch über die Alters- und Gesundheitsvorsorge
der Bevölkerung.

Aufgrund des breit gefächerten Erhebungsprogramms und
der vielfältigen Auswertungsmöglichkeiten sind die Mikro-
zensusergebnisse unentbehrliche Informationsgrundlage für
viele politische Entscheidungen, z. B. im Bereich der Ar-
beits-, Sozial-, Familien-, Gesundheits- und Bildungspoli-
tik. Auch die Wissenschaft nutzt intensiv die Ergebnisse des
Mikrozensus.

Der Mikrozensus ist als Stichprobe konzipiert, die bei maxi-
mal 1 % der Bevölkerung durchgeführt wird; einige Erhe-
bungsteile werden nur bei 0,5 % der Bevölkerung und nur
alle vier Jahre erfragt.

Eine starke Merkmalsausweitung, wie sie der Bundesrat be-
klagt, findet nicht statt. Das Erhebungsprogramm ist auf den
absolut notwendigen Informationsbedarf beschränkt wor-
den. Es werden nur einige unabweisbare neue Informations-
anforderungen berücksichtigt, zugleich wird auf verschie-
dene bisher erhobene Merkmale verzichtet.

Die vom Bundesrat vorgeschlagenen drastischen Kürzun-
gen des Erhebungsprogramms sind nicht vertretbar, weil sie
dringenden Informationsbedarf negieren. Der empfohlene
Verzicht z. B. auf Angaben zur Bildung, Alters- und Krank-
heitsvorsorge sowie zum Gesundheitszustand steht in
Widerspruch zu dem tatsächlichen Informationsbedarf, weil
diese Ergebnisse als Grundlage für politische Entscheidun-
gen, aber auch für wissenschaftliche Untersuchungen benö-
tigt werden.

Es ist daher kaum nachvollziehbar, wenn die vorgeschlage-
nen Streichungen von Merkmalen mit einer angeblich feh-
lenden Nachfrage begründet werden. Selbst wenn die Nach-
frage nach verschiedenen Informationen in einigen Ländern
gering sein sollte, ist der Informationsbedarf des Bundes zu
berücksichtigen, da der Mikrozensus eine Statistik für Bun-
deszwecke ist. Umgekehrt trägt die Bundesregierung in
weitem Umfang dem Informationsbedarf der Länder Rech-
nung.

Die Streichung von Merkmalen würde auch zu keiner spür-
baren Kostensenkung führen. Die zu erwartenden Mehrkos-
ten beruhen vor allem auf der Umstellung des Mikrozensus
auf ein kontinuierliches, über das gesamte Jahr verteiltes Er-
hebungskonzept, die durch gemeinschaftsrechtliche Vorga-
ben bedingt ist. Der Bundesrat fordert, den Stichprobenum-
fang auf einen einheitlichen Auswahlsatz für alle Merkmale
auf 1 % der Bevölkerung anzuheben, mit der Begründung,
dies mindere den Erhebungsaufwand der Statistikämter.

Eine Entlastung der statistischen Ämter wird aber schon
durch den Einsatz moderner Erhebungsinstrumente (z. B.
Laptops) erreicht. Beim Einsatz von Laptops ist der Auf-
wand für unterschiedliche Stichprobenumfänge zu vernach-
lässigen. Der Vorschlag, den Auswahlsatz anzuheben, lässt
die ebenfalls vom Bundesrat geforderte Entlastung der Be-
fragten unberücksichtigt, die der im Entwurf vorgesehene
geringere Auswahlsatz von 0,5 % der Bevölkerung bewir-
ken soll.

Zu Nummer 2 (§ 4 Abs. 1 Nr. 1 Streichung des Merkmals
„für allein wohnende Volljährige: Lebens-
partner außerhalb des Haushalts“)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundesra-
tes nicht zu.
Mit dem Merkmal „Lebenspartner außerhalb des Haushalts“
sollen veränderte Lebensverhältnisse besser als bisher abge-
bildet werden.
Der Anteil der in einem Einpersonenhaushalt Lebenden
wächst stetig. Aufgrund der ausbildungs- und berufsbedingt
wachsenden Mobilität der Bevölkerung ist nicht mehr da-
von auszugehen, dass es sich bei einem Einpersonenhaus-
halt wirklich um eine allein stehende Person (Single) im
herkömmlichen Sinne handelt.
Eine Reihe von soziologischen Studien kommt zu unter-
schiedlichen Ergebnissen hinsichtlich der Zahl der Singles
und deren Anteil an der Bevölkerung. Dies führt immer
wieder zu Irritationen, weil den Entscheidungsträgern aus
Politik, Verwaltung und Wirtschaft zuverlässige Informatio-
nen fehlen.
Mit diesem Merkmal wäre es möglich, besser zwischen Ein-
personenhaushalten und tatsächlich allein stehenden Perso-
nen zu unterscheiden.
Der Hinweis des Bundesrates, es sei nicht hinreichend defi-
niert, was unter einem „Lebenspartner“ zu verstehen ist,
trifft in gleichem Maße auf die „Lebensgemeinschaft“ zu,
auf ein Merkmal, das europaweit erhoben wird.
Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass die befragten Per-
sonen durch die Frage nicht zusätzlich belastet werden, weil
die Beantwortung freiwillig ist.

Zu Nummer 2 (§ 4 Abs. 1 Nr. 1 Wegfall des Merkmals
„Eheschließungsjahr“)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundes-
rates nicht zu.
Informationen zum Eheschließungsjahr sind für demogra-
phische Untersuchungen zum Heiratsverhalten, zur Ehe-
dauer und Familienbildung im Kontext mit anderen sozio-
ökonomischen Merkmalen des Mikrozensus sowie als
Basisinformation für familienpolitische Entscheidungen
unverzichtbar. Sie werden ferner für Tafelberechnungen der
amtlichen Statistik zur Ehedauer benötigt.
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Die Informationen zum Eheschließungsjahr, insbesondere
daraus ermittelte Ergebnisse zur Ehedauer, werden häufig
nachgefragt; auch diesbezügliche Veröffentlichungen ha-
ben in der Öffentlichkeit eine große Resonanz.

Andere amtliche Statistiken ermöglichen keine Aussagen
zur durchschnittlichen Ehedauer. So liefert die Scheidungs-
statistik nur Angaben zur Ehedauer bei geschiedenen Ehen.

Zu Nummer 2, Buchstabe a, Doppelbuchstabe bb
(§ 4 Abs. 1 Nr. 2 Wegfall der Fragen zur
Einbürgerung im jährlichen und Über-
nahme in das vierjährliche Programm)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundes-
rates nicht zu.

Informationen über eingebürgerte Personen, die auch ihre
sozioökonomische Situation widerspiegeln, werden drin-
gend jährlich benötigt. Diese Angaben können der Einbür-
gerungsstatistik, auf die der Bundesrat verweist, nicht ent-
nommen werden.

Gerade die Länder fordern im Rahmen der Zuwanderungs-
diskussion aussagefähige statistische Grundlagen für eine
realistische Einschätzung von Migrations- und Integrations-
fragen. Die Frage der Integration sowohl von Neuzuwande-
rern als auch von schon länger in Deutschland lebenden Mi-
granten ist von erheblicher politischer Bedeutung. Die Län-
der fordern von der Bundesregierung, Lösungen auf dem
Gebiet der Integration zu entwickeln. Der Sachverständi-
genrat für Migration und Integration hat jährlich Empfeh-
lungen zur Aufnahme- und Integrationskapazität abzuge-
ben. Dazu sind statistische Grunddaten notwendig, die die
laufende Zuwanderung abbilden und relevante Migranten-
gruppen, die in Deutschland leben, darstellen. Diese Grund-
daten soll der Mikrozensus künftig jährlich bereitstellen.

Eine nur vierjährliche Erhebung dieser Grunddaten ist nicht
ausreichend.

In diesem Zusammenhang ist anzumerken, dass die Bundes-
regierung den Ländern bereits entgegengekommen ist, in-
dem sie auf deren Wunsch von einer jährlichen Erhebung
der weiteren in § 4 Abs. 2 Nr. 2 des Gesetzentwurfs be-
stimmten Fragen zur Migration abgesehen und diese auf
einen vierjährlichen Turnus umgestellt hat. Es ist daher un-
verständlich, wenn die Länder einerseits bei der Bundes-
regierung im Rahmen der Zuwanderungsdiskussion statisti-
sche Informationen anmahnen, andererseits aber fordern,
die Erhebung dieser dringend benötigten Daten einzu-
schränken.

Auch im Rahmen internationaler Berichtspflichten, zuletzt
anlässlich des dritten Berichts der Europäischen Kommis-
sion gegen Rassismus und Intoleranz des Europarats über
Deutschland, wird immer wieder eine Verbesserung der Da-
tenerhebung im Bereich der Zuwanderung und Integration
angemahnt.

Zu Nummer 2, Buchstabe a, Doppelbuchstabe cc
(§ 4 Abs. 1 Nr. 4 Wegfall des Merkmals Art
des Rentenversicherungsverhältnisses)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundes-
rates nicht zu.

Für die weitere Entwicklung des Rentensystems sind Anga-
ben zur Art der Rentenversicherung im Zusammenhang mit
anderen soziodemographischen und sozioökonomischen
Merkmalen von erheblicher Bedeutung. Zwar kann die Zahl
der Versicherten aus den Daten der Rentenversicherungs-
träger ermittelt werden. Erst die Kombinationsmöglichkei-
ten mit anderen Merkmalen des Mikrozensus ermöglichen
eine tiefer gehende Analyse der Situation der zukünftigen
Rentenempfänger. So stellt der Mikrozensus anders als die
Daten der Rentenversicherungsträger auch den Familien-
und Haushaltszusammenhang dar. Die Situation vor allem
der älteren Bevölkerung in ihrem familialen Umfeld ist bei
der Betrachtung der wirtschaftlichen Situation am Ende ih-
res Berufsleben von erheblicher Bedeutung. Das erfordert
auch eine Gesamtschau über die potentiellen Einkommens-
quellen nach dem Ausscheiden aus dem Erwerbsleben. Die
gesetzliche Rente wird auch in den nächsten Jahren ein we-
sentlicher Bestandteil der Alterssicherung bleiben. Aus die-
sem Grund kann im Mikrozensus bei einer gesamtheitlichen
Betrachtung der zukünftigen Altersicherung auf Angaben
zur gesetzlichen Rentenversicherung nicht verzichtet wer-
den.
Daneben liefern die Angaben zur Rentenversicherung wich-
tige Informationen über die Situation sozialversicherungs-
pflichtiger Arbeitnehmer. Die Art der Rentenversicherung
gibt Aufschluss über den Erwerbsstatus der betreffenden
Person und ermöglicht Analysen der wirtschaftlichen und
beruflichen Situation der Arbeitnehmer in Deutschland.
Die Ergebnisse zu diesem Merkmal im Zusammenhang mit
weiteren Merkmalen zur privaten und betrieblichen Alters-
vorsorge sind zudem unerlässlich für die Berechnung steu-
erlicher Auswirkungen von Gesetzgebungsverfahren auf die
Versicherten, die Versicherungsunternehmen und die öffent-
lichen Haushalte.

Zu Nummer 2, Buchstabe a, Doppelbuchstabe dd
(§ 4 Abs. 1 Nr. 5 Wegfall der Merkmale
„Besuch von Kindergarten, -krippe und
-hort, Schule/Hochschule, Art und Fach-
richtung“)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundes-
rates nicht zu.
Der Mikrozensus ist die einzige amtliche Statistik, die
Informationen über Kinder, die Kindergärten, -krippen und
-horte besuchen, in Verbindung mit weiteren familialen und
haushaltsbezogenen Angaben bereitstellt. Die Ergebnisse
liefern Aufschlüsse über soziale, regionale und arbeits-
marktrelevante Gründe für den Besuch und insbesondere
auch für den Nicht-Besuch solcher Einrichtungen. Auch im
Hinblick auf Diskussionen und politische Entscheidungen
über Fragen der Kinderbetreuung, der gesellschaftlichen In-
tegration von Kindern mit Migrationshintergrund sowie die
Vereinbarkeit von Familie und Beruf sind die Daten not-
wendig.
Die Auffassung des Bundesrats, die Angaben zu diesen
Merkmalen lieferten keine statistisch relevanten Aussagen
zum Zusammenhang zwischen familiärer Situation und Be-
rufstätigkeit, ist daher nicht nachvollziehbar. Das gilt glei-
chermaßen für die Behauptung, eine Abfrage der Angaben
für die letzten vier Wochen vor der Befragung sei nicht aus-
sagekräftig. Dabei wird übersehen, dass der Mikrozensus
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künftig als kontinuierliche Erhebung über das ganze Jahr
durchgeführt wird.
Auch das Argument des Bundesrats, diese Angaben seien
„zu sehr der subjektiven Einschätzung unterworfen“, ist
nicht nachvollziehbar, da Angaben zu objektiven Tatsachen
erfragt werden.
Ohne nähere Begründung wird auch der Wegfall der Merk-
male zum Schul- und Hochschulbesuch gefordert. Dies er-
scheint gerade im Hinblick auf die anhaltende Bildungsdis-
kussion, z. B. über die Ergebnisse der Pisa-Studie, nicht
verständlich. Die Merkmale zum Besuch von Einrichtungen
des regulären Bildungssystems sind unverzichtbare Kern-
merkmale, die Aufschluss über den Bildungsstand sowie
dessen Auswirkungen auf das Erwerbsleben geben.
Die Angaben werden als Datenbasis für die nationale Bil-
dungsplanung benötigt; sie sind u. a. eine wichtige Basis für
die Arbeiten zum Bericht zur „Zukunft von Bildung und
Arbeit“ der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung
und Forschungsförderung, deren Fortschreibung die Regie-
rungschefs von Bund und Ländern beschlossen haben. Nur
mit Hilfe dieser Angaben kann eine vollständige Erfassung
der Beteiligung am regulären Bildungssystem sichergestellt
werden.
Darüber hinaus sind die Angaben zur Erfüllung von Be-
richtspflichten gegenüber der OECD und für die europäi-
sche Arbeitskräfteerhebung erforderlich. Sie werden außer-
dem als Grundlage, z. B. für die Berechnung von Struktur-
indikatoren benötigt, mit denen die Umsetzung der Be-
schlüsse des Europäischen Rates von Lissabon gemessen
werden soll.

Zu Nummer 2, Buchstabe a, Doppelbuchstabe ee
(§ 4 Abs. 1 Nr. 9 Wegfall des Merkmals
„Gründe des Berufswechsels“)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundes-
rates nicht zu.
Das Merkmal wird neu in die Erhebung aufgenommen, um
untersuchen zu können, in welchem Ausmaß Berufswechsel
durch eine veränderte Nachfrage am Arbeitsmarkt erzwun-
gen werden und in welchem Ausmaß sie lediglich die Folge
geänderter persönlicher Präferenzen sind. Die Erhebung des
Merkmals könnte somit einen wesentlichen Beitrag zur Er-
forschung der Veränderungen des Arbeitsmarktes leisten.
Die Belastung der Befragten ist gering, weil nur solche Per-
sonen befragt werden, die zuvor die Frage, ob sie den Beruf
gewechselt haben, bejaht haben.

Zu Nummer 2, Buchstabe a, Doppelbuchstabe ff
(§ 4 Abs. 1 Nr. 11 Ersetzen des Wortes
„Arbeitslosenhilfe“ durch das Wort
„Arbeitslosengeld II“)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundes-
rates zu.

Zu Nummer 2, Buchstabe a, Doppelbuchstabe gg
(§ 4 Abs. 1 Nr. 14 Wegfall des Merkmals
„Einbruchdiebstahl oder -versuch in die
Wohnung“)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundes-
rates nicht zu.

Angaben zum Merkmal „Einbruchdiebstahl oder -versuch“
dienen der Dunkelfeldforschung. Für die Sicherheitspolitik
und Kriminalitätsvorbeugung in Bund und Ländern sind
diese Informationen von erheblicher Bedeutung. Andere
amtliche Statistiken, die diese Daten liefern könnten, sind
nicht vorhanden. Herkömmliche Dunkelfelduntersuchungen
(Erhebungen durch Meinungsforschungsinstitute) können
wegen der vergleichsweise geringen Stichprobengröße
keine ähnlich aussagekräftigen Daten wie der Mikrozensus
liefern.
Entgegen der Ansicht des Bundesrates ordnet sich dieses
Merkmal in den Zweck des Mikrozensus ein, statistische
Angaben über die soziale Lage der Bevölkerung bereitzu-
stellen (§ 1 MZG 2005-E) und verursacht auch keinen be-
sonderen Aufwand. Im Ersten Periodischen Sicherheitsbe-
richt der Bundesregierung (2001) wird ausdrücklich auf den
Zusammenhang von Viktimisierung und Lebensqualität auf-
merksam gemacht. Diese Sichtweise teilen nicht nur viele
Kriminologen, sondern sie findet auch zunehmend Eingang
in die europäische und internationale Statistik, wo unter
dem Stichwort „soziale Lage der Bevölkerung“ seit einigen
Jahren Daten zur Kriminalität und Viktimisierung erfasst
werden.

Zu Nummer 2, Buchstabe b
(§ 4 Abs. 2 Wegfall der Merkmale „Beste-
hen und Höhe einer Lebensversicherung
nach Versicherungssummenklassen, Art der
betrieblichen Altersversorgung und
vermögenswirksame Leistungen“; Wegfall
der Fragen zur Gesundheit sowie Anhe-
bung des Stichprobenumfangs auf 1 %)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundes-
rates nicht zu.
Seinen Vorschlag, die in § 4 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe a und b
des Entwurfs vorgesehenen Erhebungsmerkmale „Bestehen
und Höhe einer Lebensversicherung nach Versicherungs-
summenklassen“, „Art der betrieblichen Altersversorgung“
sowie „vermögenswirksame Leistungen und angelegter
Gesamtbetrag“ zu streichen, begründet der Bundesrat damit,
dass diesbezügliche Auswertungen seit längerem nicht mehr
nachgefragt würden und die Angaben ohnehin freiwillig
seien.
Diese Auffassung wird von der Bundesregierung nicht ge-
teilt.
Für Bundeszwecke besteht erheblicher Informationsbedarf,
die große Nachfrage wird durch diverse Sonderauswertun-
gen belegt.
Zur Entlastung der ersten Säule der Alterssicherung müssen
die zweite und dritte Säule, also die betriebliche und die pri-
vate zusätzliche Altersvorsorge, einen größeren Beitrag zur
Alterssicherung leisten. Private Lebens- bzw. Rentenversi-
cherungen werden daher für die Altersvorsorge an Bedeu-
tung gewinnen. Die statistische Erfassung von bestehenden
Lebens- und Rentenversicherungen und die Erfassung der
Gesamtversicherungssumme ist wesentlich für die Einschät-
zung der Einkommenssituation der Bevölkerung im Alter
und daher unverzichtbar.
Nach § 154 Abs. 3 SGB VI ist der von der Bundesregierung
jährlich zu erstellende Rentenversicherungsbericht einmal
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pro Legislaturperiode durch einen Alterssicherungsbericht
zu ergänzen, der die Leistungen und die Finanzierung der
ganz oder teilweise öffentlich finanzierten Alterssiche-
rungssysteme darstellt und einen Überblick über die Ein-
kommenssituation der Leistungsbezieher im Seniorenalter
gibt. Hierbei sind neben den Leistungen aus Alterssiche-
rungssystemen auch andere Einkommensarten einzubezie-
hen. Dazu zählen beispielsweise auch die Renten der be-
trieblichen Altersversorgung sowie die Erwerbs- und Ver-
mögenseinkommen.

Um ihrer Berichtspflicht an die gesetzgebenden Körper-
schaften nachkommen zu können, benötigt die Bundes-
regierung solide Informationen über den Verbreitungsgrad
der betrieblichen Altersversorgung.

Zudem sind die Ergebnisse zu diesen Merkmalen unerläss-
lich für die in bestimmten Gesetzgebungsverfahren erfor-
derliche Berechnung steuerlicher Auswirkungen auf die
Versicherten, die Versicherungsunternehmen und die öffent-
lichen Haushalte.

Der Statistische Beirat hat der Bundesregierung erst kürz-
lich empfohlen, die Datenlage zur individuellen Altersvor-
sorge (gesetzliche Rentenversicherung, betriebliche Alters-
versorgung und private Altersvorsorge) zu verbessern. An-
gesichts der aktuellen politischen Situation komme der
Schließung statistischer Lücken in diesem Bereich prioritäre
Bedeutung zu.

Dem Hinweis des Bundesrats auf die Freiwilligkeit der An-
gaben ist entgegenzuhalten, dass von der Freiwilligkeit
nicht zwangsläufig auf die Entbehrlichkeit der Angaben zu
schließen ist.

Den Vorschlag, die in § 4 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe c des Ent-
wurfs vorgesehenen Erhebungsmerkmale zu Krankheit, Un-
fall, Behinderung und Pflegebedürftigkeit zu streichen, hat
der Bundesrat nicht begründet.

Die Angaben zur Gesundheit im Mikrozensus stellen die
einzige Quelle in der amtlichen Statistik zu diesem Themen-
komplex dar. Die Integration der Gesundheitsfragen in den
Mikrozensus ermöglicht darüber hinaus die Kombination
mit einer Vielzahl von gleichzeitig erhobenen soziodemo-
graphischen und sozioökonomischen Merkmalen und bietet
so einen entscheidenden Informationsgewinn.

Auch außerhalb der amtlichen Statistik gibt es keine hinrei-
chende Datenquelle. Die Daten aus dem Mikrozensus sind
daher unverzichtbare Eckdaten für die gesundheitspolitische
Planung. Sie ermöglichen u. a. eine Abschätzung des ge-
sundheitsbezogenen Ressourcenbedarfs und der Leistungs-
inanspruchnahme sowie der Entwicklung der Gesundheits-
ausgaben. Die Grunddaten zu den Krankheitsrisiken vermit-
teln Erkenntnisse über den Gesundheitszustand und die ge-
sundheitsbezogenen Verhaltensweisen der Bevölkerung.
Auskünfte darüber, wie von schwerer Krankheit oder Pfle-
gebedürftigkeit potenziell Betroffene die Unterstützungs-
möglichkeiten in ihrem Umfeld sehen bzw. welche Hilfe-
systeme der Einzelne zur Verfügung hat, ermöglichen An-
gaben über zukünftige Pflegepotenziale.

Darüber hinaus sind die Daten für die periodisch durchzu-
führende Armuts- und Reichtumsberichterstattung erforder-
lich.

Auch dem Vorschlag, das nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b
des Entwurfs freiwillig anzugebende Erhebungsmerkmal
„Zahl der geborenen Kinder“ zu streichen, wird nicht zuge-
stimmt.

Bisher fehlen Informationen über die tatsächliche Kinder-
zahl je Frau, insbesondere welche Frauen keine Kinder ha-
ben. Diese Informationen können in der Kombination mit
anderen soziodemographischen und -ökonomischen Merk-
malen des Mikrozensus gewonnen werden.

Für langfristige Bevölkerungsvorausberechnungen und -un-
tersuchungen, Planung der Renten- und Pflegeversicherung,
familienpolitische Entscheidungen ist die Zahl der gebore-
nen Kinder ein wichtiger Indikator.

Um die Befragten so wenig wie möglich zu belasten, ist die
Beantwortung der Frage freiwillig.

Der Anhebung des Auswahlsatzes auf 1 % der Bevölkerung
hinsichtlich der nach § 4 Abs. 2 Nr. 1 des Entwurfs vorgese-
henen Merkmale wird nicht zugestimmt.

Zur Entlastung der Befragten ist für verschiedene Merkmale
nur ein Auswahlsatz von 0,5 % der Bevölkerung vorgese-
hen. Dieses auch beim bisherigen Mikrozensus übliche Ver-
fahren sollte beibehalten werden. Dadurch dürfte auch kein
nennenswerter zusätzlicher Aufwand bei den Statistischen
Ämtern entstehen, zumal durch den Einsatz moderner Erhe-
bungsinstrumente, z. B. Laptops, eine flexiblere Gestaltung
des Erhebungsverfahrens möglich ist.

Zu Nummer 2, Buchstabe c
(§ 4 Abs. 3 Wegfall mehrerer Wohnungs-
merkmale)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundes-
rates nicht zu.

Zum Erhebungsmerkmal „Zahl der Räume“

Die Wohnungsgröße, gemessen an der Zahl der Räume der
Wohnung, ist ein unentbehrlicher Maßstab zur Beurteilung
der Wohnungsversorgung der Bevölkerung und ein klassi-
sches Merkmal aller bisherigen Gebäude- und Wohnungs-
zählungen. Die Zahl der Räume im Verhältnis zur Zahl der
darin wohnenden Personen erbringt Informationen über die
Qualität einer Wohnung. Dies ist vor allem bei Mehrperso-
nenhaushalten, z. B. für die Beurteilung einer familien-
freundlichen Wohnungsversorgung, wesentlich.

Zum Erhebungsmerkmal „Ausstattung der Wohnung mit
Heiz- und Warmwasserbereitungsanlagen nach Energie-
trägersystemen“

Als Vertragsstaat der Klimarahmenkonvention ist Deutsch-
land dazu verpflichtet, Emissionsinventare zu Treibhausga-
sen zu erstellen und regelmäßig fortzuschreiben. Hierzu
sind Energieverbrauchsstatistiken unerlässlich. Die Daten-
basis für die Darstellung des Energieverbrauchs ist beson-
ders im Bereich der privaten Haushalte ausgesprochen dürf-
tig, so dass zum Teil auf Schätzungen zurückgegriffen wer-
den muss. Daher ist eine regelmäßige Erhebung im Mikro-
zensus zum Bestand der Beheizungsstruktur unerlässlich,
die zur Minimierung des Aufwands nur im vierjährlichen
Turnus vorgesehen ist.
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Die Europäische Kommission hat darüber hinaus einen Vor-
schlag für eine Richtlinie zur Energieeffizienz und zu Ener-
giedienstleistungen vorgelegt. Ziel dieser Richtlinie ist u. a.,
ein Energieeinsparpotential zu ermitteln. Auch hierfür sind
die Ergebnisse aus dem Mikrozensus erforderlich.

Es ist überdies nicht zutreffend, dass weniger das Energie-
trägersystem als vielmehr der Standard der technischen An-
lage für den CO2-Ausstoß ausschlaggebend sei, wie in der
Begründung des Bundesrates ausgeführt wird. Die Kenntnis
des Energieträgersystems (z. B. Öl, Gas, erneuerbare Ener-
gien usw.) der Haushalte ist zwingend notwendig, da die
Entwicklung der CO2-Emissionen der Haushalte insbeson-
dere hiervon abhängt. Erwiesenermaßen ist die Umweltbe-
lastung durch Kohlendioxid je nach Energieart der Behei-
zung unterschiedlich, z. B. haben Wohnungen, die mit
Heizöl beheizt werden, einen höheren CO2-Ausstoß, als
Wohnungen, die mit Gas beheizt werden. Der Informations-
bedarf über den Einsatz erneuerbarer Energien, wie z. B. der
Anteil der Wohnungen, die mit Solarenergie bzw. Erdwärme
beheizt werden, nimmt sogar zu, so dass das Merkmal Ener-
gieart der Beheizung einer Wohnung in Zukunft noch an
Bedeutung gewinnt – wie auch die Informationsanforde-
rungen der EU zeigen.

Zum Erhebungsmerkmal „Ausstattung der Wohnung mit
Bad, Dusche und WC“

Die Erfassung dieses Merkmals dient der Bestimmung des
Wohnungsstandards. Obwohl Wohnungen heute fast aus-
schließlich mit Bad, Dusche und WC gebaut werden, ent-
sprechen nach wie vor ältere Wohnungen, insbesondere in
den neuen Bundesländern, trotz aller Modernisierungsbe-
strebungen noch nicht heutigen Qualitätsansprüchen.

So hat die Gebäude- und Wohnungszählung im Jahre 1995
in den neuen Bundesländern und Berlin-Ost gezeigt, dass
fast 10 % der Wohnungen weder über Innen-WC noch über
Innen-Bad bzw. Innen-Dusche verfügten.

Zu Nummer 2, Buchstabe c, Doppelbuchstabe bb
(§ 4 Abs. 3 Nr. 2 Wegfall der Merkmale
„Ermäßigung, Verbilligung oder Wegfall
der Miete, Sozialwohnung“)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundes-
rates nicht zu.

Zum Erhebungsmerkmal „Ermäßigung, Verbilligung oder
Wegfall der Miete“

Die Frage nach kostenloser, verbilligter oder ermäßigter
Überlassung der Wohnung dient zur Abgrenzung der Woh-
nungen, für die marktübliche Mieten gezahlt werden. Eine
Streichung dieser Frage würde dazu führen, dass die Durch-
schnittsmieten aufgrund verbilligter Werks-/Hausmeister-
wohnungen, kostenlos überlassener Wohnungen und ähnli-
chem verzerrt, d. h. zu niedrig ausgewiesen würden. Damit
wäre auch die Vergleichbarkeit der Mieten mit anderen
Quellen der Wohnungsmarktbeobachtung erschwert.

Zum Erhebungsmerkmal „Sozialwohnung“

Das Angebot von Sozialwohnungen ist ein wichtiges Instru-
ment, Haushalte mit niedrigem Einkommen und aus sons-

tigen Gründen eingeschränktem Marktzugang mit Wohn-
raum zu versorgen. Von besonderer Bedeutung ist die nur
im Mikrozensus gegebene Möglichkeit der Kombination
mit sozioökonomischen Merkmalen des Haushaltes, um die
Bewohnerstrukturen in Sozialwohnungen auf repräsentati-
ver Basis ermitteln zu können. Informationen über Sozial-
wohnungen liegen ansonsten nur in einzelnen Ländern und
nicht in vergleichbarer Qualität vor.

Zu Nummer 2, Buchstabe d und e
(§ 4 Abs. 4 Wegfall der Merkmale zur
Krankenversicherung, zu Arbeitstagen,
Angehörigen im Ausland)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundes-
rates nicht zu.

Dem vorgeschlagenen Verzicht auf die nach § 4 Abs. 4
Nr. 1 des Entwurfs zu erhebenden Merkmale zur Kranken-
versicherung wird nicht zugestimmt.

Die Ergebnisse zu diesen Merkmalen sind unerlässlich für
die in Gesetzgebungsverfahren erforderliche Berechnung
steuerlicher Auswirkungen auf die Versicherten, die Ver-
sicherungsunternehmen und die öffentlichen Haushalte.

Vor dem Hintergrund der gerade wirksam gewordenen
Reformen in der gesetzlichen Krankenversicherung ist es
unverzichtbar, Erkenntnisse über die Verschiebungen zwi-
schen den verschiedenen Krankenversicherungsformen zu
gewinnen. Ferner werden die Informationen für die geplante
Organisationsreform sowie für die Diskussion über eine
Bürgerversicherung und eine Krankenversicherungsreform
benötigt.

Auch dem Verzicht auf die Erhebung der in § 4 Abs. 4 Nr. 2
und 3 „Wegfall“ genannten Merkmale zu geleisteten Ar-
beitstagen wird nicht zugestimmt.

Der Bereich der Arbeitszeitflexibilisierung und insbeson-
dere der Gestaltung von Teilzeitbeschäftigung ist derzeit ein
sehr wichtiges Politikfeld, für das statistische Daten über
die Arbeitstage benötigt werden. Um die Situation von
Haushalten von Teilzeitbeschäftigten einschätzen zu kön-
nen, ist es nicht nur wichtig, die Zahl der wöchentlichen Ar-
beitsstunden zu kennen, sondern auch deren ungefähre Ver-
teilung über die Woche. Dies lässt sich in einfacher Weise
durch eine Kombination der Frage nach den Arbeitsstunden
mit der Frage nach den Arbeitstagen erreichen.

Der vorgeschlagenen Streichung der Erhebung von Merk-
malen zu Familienangehörigen von Ausländern im Ausland
nach § 4 Abs. 5 Nr. 2 wird nicht zugestimmt.

Die Angaben über die im Ausland lebenden Angehörigen
ermöglichen es, Erkenntnisse über die Verankerung der Mi-
granten im Aufnahmeland, zu Migrationspotenzialen im
Hinblick auf den Familiennachzug und die Pendelmigration
sowie zur Netzwerkbildung von Migranten zu erlangen, die
insbesondere auch für die Migrationsforschung erforderlich
sind.

Ferner sind die Angaben für die Planung der Bereitstellung
von Integrationsressourcen von besonderer Bedeutung, aber
auch zur Abschätzung von Gesetzesvorhaben und die Pla-
nung im Bereich Schul- und Sozialwesen.
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Die Daten werden ebenfalls für die Aufgabe des Zuwande-
rungsrates benötigt, jährlich die Aufnahme- und Integra-
tionskapazität in Deutschland darzustellen.

Zu Nummer 3 (§ 6 Einsatz von ehrenamtlichen Erhe-
bungsbeauftragten)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundes-
rates nicht zu.

Zu Buchstabe a
Die im Entwurf der Bundesregierung vorgesehene Fassung
von § 6 Abs. 1 überlässt es den Ländern, ob und mit wel-
chem Status sie Erhebungsbeauftragte einsetzen wollen.
Ländern, die an einer ehrenamtlichen Tätigkeit der Erhe-
bungsbeauftragten festhalten wollen, bleibt dies unbenom-
men. Daneben sollen andere Formen der Erhebungstätigkeit
ermöglicht werden, die wegen der Umstellung des Mikro-
zensus auf eine kontinuierliche Erhebung möglicherweise
geeigneter sind.

Zu Buchstabe b
Die vom Bundesrat vorgeschlagene Fassung eines § 6
Abs. 2 widerspricht zum einen der Absicht, neben der eh-
renamtlichen auch andere Formen der Erhebungstätigkeit
zuzulassen.

Zum anderen dient diese Fassung nicht der vom Bundesrat
beabsichtigten Klarstellung. Denn nicht § 6 Abs. 2 des Ent-
wurfs begründet die Steuerfreiheit der Aufwandsentschädi-
gung, sondern § 3 Nr. 12 des Einkommensteuergesetzes in
Verbindung mit den dazugehörigen Richtlinien. Diese stel-
len die Aufwandsentschädigung auch nur für eine Pauschale
steuerfrei, so dass die vorgeschlagene Fassung eher miss-
verständlich ist.

Zu Nummer 4 (§ 8 Begriffsänderung)
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundes-
rates zu.

Zu Nummer 5 (§ 11 „monatlich“ statt „spätestens zum
zehnten Tag eines Monats“)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundes-
rates nicht zu.
Der Nutzen der ab 2005 vorgesehenen monatlichen Ver-
öffentlichungen zur Arbeitslosenquote nach dem Standard
der Internationalen Arbeitsorganisation hängt entscheidend
davon ab, dass belastbare Angaben zeitnah bereitgestellt
werden. Um die pünktliche Erstellung dieser Quote zu ge-
währleisten, ist eine gesetzliche Verpflichtung zur termin-
gerechten Lieferung erforderlich; eine nur informelle Ab-
sprache zwischen Bund und Ländern reicht nicht aus.
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